
Vertragsinformationen

1. Vertragspartner

AXA Versicherung AG
Colonia-Allee 10-20, 51067 Köln
Postanschrift: 51171 Köln
Internet: www.AXA.de
Vorsitzender des Vorstandes: Dr. Thomas Buberl
Sitz der Gesellschaft: Köln
Handelsregister Köln HR B Nr. 21298

2. Weitere Ansprechpartner

Der Name des Vermittlers befindet sich im Antrag oder im Angebot.

3. Ladungsfähige Anschriften des Vertragspartners/Vermittlers

Die ladungsfähige Anschrift der AXA Versicherung AG ist unter
Punkt 1 genannt. Die Anschrift des Vermittlers der AXA, der dem
Versicherungsnehmer gegenüber tätig wird, befindet sich im Antrag
oder im Angebot.

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und Anschrift der
zuständigen Aufsichtsbehörde

Die Hauptgeschäftstätigkeit der AXA Versicherung AG ist der Betrieb
von Versicherungsgeschäften.

Die zuständige Aufsichtsbehörde ist die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
- Bereich Versicherungen -
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

5. Garantiefonds

Ein Garantiefond ist gesetzlich nicht vorgesehen.

6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Der Leistungsumfang ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot.
Es gelten die zu Vertragsbeginn gültigen und dem Versicherungsneh-
mer zuvor ausgehändigten Versicherungsbedingungen.

7. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe der Prämie einschließlich der Steuer ist dem Antrag zu ent-
nehmen bzw. dem Angebot und dem Versicherungsschein, welche dem
Versicherungsnehmer überreicht bzw. zugesandt werden.

8. Zusätzlich anfallende Kosten und/oder Gebühren

Für Tätigkeiten die über die gewöhnliche Verwaltung Ihres Vertrages
hinausgehen, stellen wir Gebühren in Rechnung, insbesondere Gebüh-
ren für Mahnungen (zur Zeit 5,- Euro), für Lastschriftrückläufer (zur
Zeit 10,- Euro) und angemessene Geschäftsgebühren bei Rücktritt vom
Vertrag wegen Nichtzahlung des Erstbeitrages. Hierzu verweisen wir
auf § 39 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbin-
dung mit den dem Vertrag zugrundeliegenden Bedingungen.

9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung

Angaben zur Fälligkeit des Beitrags sind den dem Vertrag zugrundelie-
genden Bedingungen zu entnehmen.
Der Versicherungsnehmer hat seine Pflicht zur Zahlung des Beitrags
erfüllt, wenn die Zahlung bei der AXA Versicherung AG eingegangen
ist. Das ist bei einer Überweisung der Zeitpunkt, zu dem der Beitrag
auf dem Konto der AXA Versicherung AG gutgeschrieben wird. Bei
Zahlung im Wege des SEPA-Lastschriftverfahrens ist zusätzlich die
wirksame Belastung des Kontos des Versicherungsnehmers erforder-
lich.

Ihre Zahlung ist rechtzeitig, wenn
- bei einem Überweisungsauftrag an die Bank des Versicherungs-

nehmers der Beitrag innerhalb der Zahlungsfrist vom Konto des
Versicherungsnehmers abgebucht wurde;

- Einzahlungen auf das Konto der AXA Versicherung AG bei Bank
oder Post innerhalb der Zahlungsfrist vorgenommen werden.

Hat der Versicherungsnehmer der AXA Versicherung AG ein SEPA-
Lastschriftmandat erteilt, hat er lediglich dafür zu sorgen, dass der Bei-
trag zum Zeitpunkt der Fälligkeit von seinem Konto abgebucht werden
kann, also ausreichende Kontodeckung besteht.

10. Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten
Informationen bzw. der Gültigkeit befristeter Angebote

Sofern die AXA Versicherung AG die Gültigkeit von Informationen
oder Angeboten begrenzt hat, befindet sich dort ein entsprechender
Hinweis. Im übrigen gelten die Regelungen des Bürgerlichen Gesetz-
buches (BGB), insbesondere des § 147 BGB. Danach kann der einem
Abwesenden gemachte Antrag nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen
werden, in welchem der Antragende den Eingang der Antwort unter
regelmäßigen Umständen erwarten darf.

11. Spezielle Risiken

Für die Unfallversicherung mit Beitragsrückzahlung gilt:
Die Leistungen aus der Überschussbeteiligung können nicht garantiert
werden, da die Überschussentwicklung von den künftigen Kapitalerträ-
gen und der Entwicklung der Kosten abhängig ist.

12. Angaben zum Vertragsabschluss, zum Beginn der Versicherung
und des Versicherungsschutzes sowie zur Antragsfrist

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Vertragserklärung nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Erhalt des Versicherungsscheins und der Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie der wei-
teren gesetzlich vorgeschriebenen Informationen widerruft. Bei einem
vom Antrag des Versicherungsnehmers abweichenden Versicherungs-
schein kommt der Versicherungsvertrag mit dem vom Antrag abwei-
chenden Inhalt zustande, wenn der Versicherungsnehmer nicht inner-
halb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform
widerspricht.
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versiche-
rungsscheines durch Zahlung des Erstbeitrages und der Versicherung-
steuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.
Sofern vereinbart gilt:
Wird der erste Beitrag erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann
aber ohne Verzug gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz mit dem
vereinbarten Zeitpunkt.
Die Angaben zum Beginn der Versicherung ergeben sich im übrigen
aus dem Antrag oder dem Angebot sowie den dem Vertrag zugrunde
liegenden Bedingungen.
Eine Frist, während der der Versicherungsnehmer an seinen Antrag
gebunden ist, besteht nicht.

13. Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von
14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax,
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem der Versicherungsneh-
mer den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informatio-
nen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Ver-
bindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung
und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten hat. Zur Wahrung der
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der
Widerruf ist zu richten an:
AXA Versicherung AG
Colonia - Allee 10-20, 51067 Köln
Postanschrift: 51171 Köln
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Sofern der Versicherungsnehmer einen Versicherungsbeginn beantragt,
der vor dem Ablauf der Widerrufsfrist liegt, erklärt er sich damit ein-
verstanden, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf dieser Frist be-
ginnt und der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) - abwei-
chend von der gesetzlichen Regelung - vor Ablauf der Frist fällig, d.h.
unverzüglich zu zahlen ist.
Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und
die AXA Versicherung AG erstattet dem Versicherungsnehmer den auf
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien,
wenn der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der
Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf die
AXA Versicherung AG in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich
um einen Betrag, der sich je nach Zahlweise wie folgt berechnet:

1/360 der im Antrag
ausgewiesenen
Jahresprämie

1/180 der im Antrag
ausgewiesenen
Halbjahresprämie

1/90 der im Antrag
ausgewiesenen
Vierteljahresprämie

1/30 der im Antrag
ausgewiesenen
Monatsprämie

Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, späte-
stens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Wi-
derruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und
gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.
Besondere Hinweise
Das Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers erlischt, wenn der Ver-
trag auf ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers sowohl von
ihm als auch von der AXA Versicherung AG vollständig erfüllt ist, be-
vor der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht ausgeübt hat.
Ende der Widerrufsbelehrung

14. Laufzeit

Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Antrag, dem Angebot
oder aus dem Versicherungsschein.

15. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den ver-
traglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertrags-
strafen

Wenn der Versicherungsnehmer den Erstbeitrag nicht oder nicht recht-
zeitig zahlt, ist der Versicherer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.
Wenn der Versicherungsnehmer seine vorvertragliche Anzeigepflicht
verletzt, kann der Versicherer ebenfalls vom Vertrag zurücktreten oder
kündigen.
Der Vertrag kann von beiden Seiten zum vereinbarten Ablauf und nach
Eintritt eines Versicherungsfalles gekündigt werden.
Der Versicherungsvertrag kann außerdem von beiden Seiten (Erwerber
und Versicherer) im Fall der Veräußerung der versicherten Sachen ge-
kündigt werden.
Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel die Prämie,
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger
Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Erhöhung, kündigen.
Der Versicherer kann außerdem bei Zahlungsverzug mit einem Folge-
beitrag kündigen.
Unrichtige Angaben zu den Tarifmerkmalen können zu Vertragsstrafen
führen.
Weitere Einzelheiten, insbesondere zu den Kündigungsfristen und et-
waigen Vertragsstrafen, sind den dem Vertrag zugrundeliegenden Be-
dingungen zu entnehmen.

16. Angabe des Rechts welches der Versicherer bei der Vertragsan-
bahnung der Beziehung zum Versicherungsnehmer zugrunde legt

Den vorvertraglichen Beziehungen liegt deutsches Recht zugrunde.

17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht

Anwendbares Recht
Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland
(deutsches Recht) Anwendung.
Zuständiges Gericht
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen
Gerichtsstände der Bundesrepublik Deutschland.
Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohn-
sitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des
Versicherungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz, Sitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
ist das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig.
Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden
durch diese Vereinbarungen nicht ausgeschlossen.

18. Maßgebliche Vertragssprache

Alle Vertragsbedingungen und die vorliegenden Vertragsinformationen
werden in deutscher Sprache mitgeteilt. Während der Laufzeit dieses
Vertrages wird in Deutsch kommuniziert.

19. Außergerichtliche Beschwerde und Rechtsbehelfsverfahren

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen der AXA Versi-
cherung AG nicht einverstanden sein, besteht die Möglichkeit zur au-
ßergerichtlichen Streitbeilegung, den Versicherungsombudsmann als
einen unabhängigen und neutralen Schlichter anzurufen:
"Versicherungsombudsmann e. V."
Postfach 080632, 10006 Berlin,
Tel.: 0800 3696000, Fax 0800 3699000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de
Das Schlichtungsverfahren ist bis zu einem Beschwerdewert von
100.000,- Euro möglich und kostenfrei.
Der Beschwerdegegenstand darf noch nicht bei Gericht anhängig sein.

20. Möglichkeit einer Beschwerde bei der unter Ziffer 4. genannten
Aufsichtsbehörde

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen des Versicherers
nicht einverstanden sein, besteht die Möglichkeit bei der unter Ziffer
4. genannten Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen.
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Zusatzbedingungen
für die Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung von Forstbetriebs-
gemeinschaften, Forstbetriebsverbänden, forstwirtschaftlichen  Vereinigungen 
und privaten Waldbesitzern

AXA Versicherung AG



für die Haftpflichtversicherung (AHB)
Allgemeine Versicherungsbedingungen

Inhaltsübersicht

Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
2. Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen
3. Versichertes Risiko
4. Vorsorgeversicherung
5. Leistungen der Versicherung / Vollmacht des Versicherers
6. Begrenzung der Leistungen
7. Ausschlüsse

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung

8. Beginn des Versicherungsschutzes/Beitrag und Versicherung-
steuer

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger
Beitrag

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
13. Beitragsregulierung
14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
15. Beitragsangleichung

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung

16. Dauer und Ende des Vertrages
17. Wegfall des versicherten Risikos
18. Kündigung nach Beitragsangleichung
19. Kündigung nach Versicherungsfall
20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass

von Rechtsvorschriften
22. Mehrfachversicherung

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Weitere Bestimmungen

27. Mitversicherte Personen
28. Abtretungsverbot
29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
30. Verjährung
31. Zuständiges Gericht
32. Anzuwendendes Recht

Bedingungen

Umfang des Versicherungsschutzes (Ziff. 1 - 7)

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos
für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versi-
cherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden
Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund

gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird.
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des
Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenver-
ursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es
sich um gesetzliche Ansprüche handelt,
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme,

Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung;
(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung

durchführen zu können;
(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder

wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten
Erfolges;

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung;

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Lei-
stung;

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistun-
gen.

1.3 Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen -
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Ver-
tragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundes-
republik Deutschland entgegenstehen.
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw.
Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick
auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deut-
sche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung er-
weitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts
des Versicherungsnehmers wegen

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sach-
schäden entstanden sind;

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann
die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

3. Versichertes Risiko

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebe-

nen Risiken des Versicherungsnehmers,
(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein

und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für
Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichti-
gen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risi-
ken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterlie-
gen,

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der
Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in
Ziff. 4 näher geregelt sind.
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3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des
versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer
Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den
Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen.

4. Vorsorgeversicherung

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entste-
hen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versichert.
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des

Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen.
Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen.
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, ent-
fällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab
dessen Entstehung.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue
Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeit-
punkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war.
Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt bei privaten Haft-
pflichtversicherungen außerdem nicht für Risiken aus betrieblicher,
beruflicher, dienstlicher und amtlicher Tätigkeit.

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemes-
senen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe
des Beitrags innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige
nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko
rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung
bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag von
250.000,- Euro für Personenschäden und 75.000,- Euro für Sachschä-
den begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versiche-
rungssummen festgesetzt sind.

4.3 Die Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft-

oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-,
Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen

von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind.
Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt bei privaten Haftpflicht-
versicherungen außerdem nicht für Risiken aus betrieblicher, berufli-
cher, dienstlicher und amtlicher Tätigkeit.

5. Leistungen der Versicherung/Vollmacht des Versicherers

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage,
die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die Freistel-
lung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzver-
pflichtungen.
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Versi-
cherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Aner-
kenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der
Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die
vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgege-
ben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bin-
dender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer
den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig er-
scheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzu-
geben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Scha-
densersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versiche-
rer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im
Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur
Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt
der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm beson-
ders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu
fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevoll-
mächtigt.

6. Begrenzung der Leistungen

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versi-
cherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädi-
gungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Ver-
sicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versicherungs-
summen begrenzt.

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
- auf derselben Ursache,
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und

zeitlichem, Zusammenhang oder
- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln
beruhen.

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer
bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festge-
legten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbeteiligung).
Auch wenn die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versiche-
rungsfall die Versicherungssumme übersteigen, wird die Selbstbeteili-
gung vom Betrag der begründeten Haftpflichtansprüche abgezogen.
Ziff. 6.1 bleibt unberührt.
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch
bei Schäden, deren Höhe die Selbstbeteiligung nicht übersteigt zur Ab-
wehr unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf
die Versicherungssummen angerechnet.

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Ver-
sicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die Pro-
zesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur im Verhältnis
der Versicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlun-
gen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus
dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versiche-
rungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der
Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der
Rente vom Versicherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift
der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles.
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsneh-
mer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden
die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versiche-
rungssumme abgesetzt.

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am
Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für
den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschädi-
gungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

7. Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausge-
schlossen:

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätz-
lich herbeigeführt haben.

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch
verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder
Schädlichkeit
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrages über den Um-
fang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hinausge-
hen.

7.4 Haftpflichtansprüche
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 benannten

Personen gegen die Mitversicherten,



(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-
rungsvertrages,

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertra-
ges.

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer
(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher

Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mit-
versicherten Personen gehören;
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Le-
benspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder,
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer an-
gelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden
sind).

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige
oder betreute Person ist;

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer
eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder
ein nicht rechtsfähiger Verein ist;

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern,
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft,
Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetra-
gene Partnerschaftsgesellschaft ist;

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern;
zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich
auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten
Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungs-
nehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch ver-
botene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen
Verwahrungsvertrages sind.

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn
(1) die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des

Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur,
Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder
Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer diese Sachen zur Durchführung seiner betrieblichen oder be-
ruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablageflä-
che und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen un-
mittelbar von der Benutzung betroffen waren;

(3) die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder
- sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben;
dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendi-
ge Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen
hatte.

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in
der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten
oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt
gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa
mitversicherten Personen.

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer
hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistun-
gen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden
Ursache und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt
auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil
der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschä-
digung oder Vernichtung der Sache oder Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auf-
trag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung oder
Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen
übernommen haben.

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schaden-
ereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch
mitversichert.

7.10 (a) Ansprüche die gegen den Versicherungsnehmer wegen Um-
weltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderen auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umset-
zungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der
Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch
solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch genommen
wird.
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, die
auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler
Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer gel-
tend gemacht werden könnten.
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater
Haftpflichtrisiken.

7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung
und alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden. Schäden durch
Brand oder Explosion gelten als Schäden durch Umwelteinwirkung.
Dieser Ausschluss gilt nicht
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken
oder
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder

gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige
Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der
Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch Um-
welteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Mon-
tage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustel-
len, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder
wegzuleiten (WHG-Anlagen);
- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz
(UmweltHG-Anlagen);
- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen
einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen;
- Abwasseranlagen oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche
Anlagen bestimmt sind.

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder
mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden
Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrah-
len).

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf

(1) gentechnische Arbeiten,
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
(3) Erzeugnisse, die

- Bestandteile aus GVO enthalten,
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt,
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer.

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es
sich handelt um Schäden aus
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verände-

rung von Daten,
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder
Namensrechtsverletzungen.

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane,
Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen.



7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Über-
tragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. Das
Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versiche-
rungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere
entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob
fahrlässig gehandelt hat.

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung (Ziff. 8 - 15)

8. Beginn des Versicherungsschutzes/Beitrag und Versicherungsteuer

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder
einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. Der in
Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Ver-
sicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat.

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/
erster oder einmaliger Beitrag

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Abschluss
des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Versicherungsbeginn.
Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Bei-
trag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu
vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam ge-
macht hat.

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, so-
lange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurück-
treten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat.

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist,
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraumes fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen.
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer
dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zah-
lungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die
Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des
Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfol-
gen angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf ver-
bunden sind.

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforde-
rung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsneh-
mer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hin-
gewiesen hat.
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer da-
nach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der
Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Ver-
sicherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziff. 10.3
bleibt unberührt.

11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen
werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einzie-
hung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abge-
gebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat der
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Bei-
trag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer be-
rechtigt, künftig Zahlung außerhalb des SEPA-Lastschriftverfahrens zu
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags
erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufge-
fordert worden ist.

12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit
der Zahlung einer Rate im Verzug ist.
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung
verlangen.

13. Beitragsregulierung

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob
und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den frühe-
ren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch ei-
nen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und
auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben
zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer
eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunter-
schiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden
trifft.

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der
Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter
Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch
nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach dem
Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigungen
des Mindestbeitrags werden berücksichtigt.

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung,
kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu machen
waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in
Rechnung gestellten Beitrags verlangen. Werden die Angaben nach-
träglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versi-
cherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet,
wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mit-
teilung des erhöhten Beitrags erfolgten.

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit
durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den
Teil des Beitrags, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat.

15. Beitragsangleichung

15.1 Versicherungsbeiträge, die nach Ablauf des ersten Versicherungs-
jahres fällig werden, unterliegen der Beitragsangleichung. Dies gilt
nicht, soweit die Beiträge nach Lohn- , Bau- oder Umsatzsumme be-
rechnet werden. Mindestbeiträge unterliegen, unabhängig von der Art
der Beitragsberechnung, der Beitragsangleichung.

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für
die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich im
vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller
zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen
Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermin-
dert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrige-
re, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten da-
bei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Aus-
gaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungslei-
stungen.
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Sum-
me der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die
Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich
aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsanglei-
chung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungs-
nehmer mit der nächsten Beitragsrechnung bekanntgegeben.



Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in
jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz
als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach
Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag
nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten
Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht über-
schreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 Prozent,
entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den
folgenden Jahren zu berücksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung (Ziff. 16-22)

16. Dauer und Ende des Vertrages

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit
abgeschlossen.

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spä-
testens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer eine
Kündigung zugegangen ist.

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeit-
punkt.

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes
darauffolgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegan-
gen sein.

17. Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, erlischt
die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der
Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser
Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er
vom Wegfall Kenntnis erlangt hat.

18. Kündigung nach Beitragsangleichung

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß
Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes än-
dert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in
dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das
Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versiche-
rungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der
Beitragserhöhung zugehen.
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungs-
recht.

19. Kündigung nach Versicherungsfall

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn
- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde,
- der Versicherer den Anspruch des Versicherungsnehmers auf Frei-

stellung zu Unrecht abgelehnt hat, oder
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versi-

cherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt
wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens ei-
nen Monat nach der Schadensersatzzahlung, der Ablehnung oder der
Zustellung der Klage zugegangen sein.

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsneh-
mer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungspe-
riode wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang
beim Versicherungsnehmer wirksam.

20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung be-
steht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser anstelle des Versiche-
rungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus dem
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, ei-
nes Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Drit-
ten übernommen wird.

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von

einem Monat,
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-

kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode
in Textform gekündigt werden.

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt

an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis
erlangt;

- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats
von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der
Versicherung Kenntnis erlangt.

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht ge-
kündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für
den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner.

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den
bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich anzu-
zeigen.
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Ver-
sicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte
zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer beste-
henden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versiche-
rungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in
dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt
nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungs-
recht keinen Gebrauch gemacht hat.
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht
weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt
war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.

21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von
Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat
zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

22. Mehrfachversicherung

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehre-
ren Versicherungsverträgen versichert ist.

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne
dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des
später geschlossenen Vertrages verlangen.

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer
es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt
wird, dem Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers (Ziff. 23 - 26)

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche
Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
bartem Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit
zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des
Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind,
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.



Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich
der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

23.2 Rücktritt

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen
Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag
zurückzutreten.

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
gemacht hat.
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen
Bedingungen, geschlossen hätte.

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück,
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt
hat.
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, der der bis zum
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit
entspricht.

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verlet-
zung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrläs-
sigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat in Schriftform kündigen.
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen hätte.
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestand-
teil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu ver-
treten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10%
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht an-
gezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
fristlos kündigen. Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 3
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen.
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet,
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Er-
klärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung
seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstri-
chen ist.
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen
hat.
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 genannten
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

23.4 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung
über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, der der bis
zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf
Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen.
Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseiti-
gen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden
geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

25.1 Jeder Versicherungsfall, auch wenn noch keine Schadensersatzan-
sprüche erhoben worden sind, dem Versicherer innerhalb einer Woche
anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versicherungsnehmer
Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden.

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwen-
dung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers
sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumut-
bar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße
Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und
-regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des
Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt wer-
den.

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaftliches,
behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid
erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies unver-
züglich anzuzeigen.

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer
fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch ge-
richtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem Ver-
sicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des Ver-
sicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer
muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann
der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von
der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein
Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässig-
keit beruhte.

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt,
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob
fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat
bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Lei-
stung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die
Obliegenheit arglistig verletzt hat.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der
Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kündigungsrecht aus-
übt.

Weitere Bestimmungen (Ziff. 27 - 33)

27. Mitversicherte Personen

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche ge-
gen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für
ihn geltenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzu-
wenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.)
gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Versicherten
entsteht.

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Versi-
cherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

28. Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung oh-
ne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet
werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.



29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete
Geschäftsstelle gerichtet werden.

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes
als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensände-
rung des Versicherungsnehmers.

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Betrieb
abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der betrieblichen Niederlas-
sung die Bestimmungen der Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung.

30. Verjährung

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versiche-
rer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu
dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers
dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

31. Zuständiges Gericht

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versi-
cherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung.
Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner
Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Verlegt jedoch der Versiche-
rungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Nieder-
lassung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen
gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des Staates zu-
ständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat.

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Kla-
gen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben
werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen,
den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige
Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungs-
nehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zustän-
digkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

32. Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Teil I - Grunddeckung

Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlichrechtlichen Inhalts
des Versicherungsnehmers gemäß Umweltschadensgesetz zur Sa-
nierung von Umweltschäden. Umweltschaden ist eine
- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräu-
men,

- Schädigung der Gewässer,
- Schädigung des Bodens.
Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungs-
nehmer von einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Er-
stattung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen oder Sanierungs-
pflichten der oben genannten Art in Anspruch genommen wird.
Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Versicherungsnehmer
auf öffentlichrechtlicher oder privatrechtlicher Grundlage in An-
spruch genommen wird.
Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche
gegen den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprüche, die auch
ohne das Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf
der EU- Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender na-
tionaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versi-
cherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. Versiche-
rungsschutz für derartige Ansprüche kann ausschließlich über ei-
ne Betriebs- oder Berufs-Haftpflichtversicherung oder eine Um-
welt-Haftpflichtversicherung vereinbart werden.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken und
Tätigkeiten:

1.1.1 Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder
fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziff. 2.1 bis
2.5 fallen;

1.1.2 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von
Ziff. 1.1.3 umfasst sind, nach Inverkehrbringen;

1.1.3 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziff. 2.1 bis 2.5
oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind,
wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anla-
gen ist. Nicht versichert bleiben Pflichten oder Ansprüche aus
Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung und Wartung von Anlagen zur Endablagerung
von Abfällen oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen
bestimmt sind;

1.1.4 - abweichend von Ziff. 2 - Anlagen i. S. d. Ziff. 3.1 und ggf. 3.2
der Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen für die
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (siehe Form 1.20.332
bzw. 1.20.333);

1.1.5 - abweichend von Ziff. 2.1 bis 2.5 - Anlagen, die im Versiche-
rungsschein als mitversichert i. S. d. Umwelthaftpflicht-Basis-
versicherung deklariert sind.

1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht

1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und sol-
cher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des
versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat,
z. B. Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Sicherheits- und
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Gefahrgutbeauftragte, der Beauftragten für Immissionsschutz,
Strahlenschutz, Gewässerschutz, Umweltschutz, Datenschutz
und/oder Abfallbeseitigung in dieser Eigenschaft;

1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen (hierzu gehören auch
die in den Betrieb des Versicherungsnehmers eingegliederten
Mitarbeiter fremder Unternehmen) für Schäden, die sie in Aus-
führung ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen;

1.2.3 der aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausgeschiede-
nen - ehemaligen - gesetzlichen Vertreter des Versicherungs-
nehmers und der sonstigen Betriebsangehörigen aus ihrer frü-
heren Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.

1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Halten und/oder
Gebrauch von nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichti-
gen Fahrzeugen innerhalb und außerhalb des Betriebsgeländes des
Versicherungsnehmers einschließlich
- Kraftfahrzeugen aller Art mit einer Höchstgeschwindigkeit von
nicht mehr als 6 km/h,

- Hub- und Gabelstaplern mit einer Höchstgeschwindigkeit von
nicht mehr als 20 km/h,

- selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit einer Höchstgeschwin-
digkeit von nicht mehr als 20 km/h,

- Anhänger.
Mitversichert ist auch das Befahren öffentlicher Wege, wenn dem
kein behördliches Verbot entgegensteht.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis be-
nutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

2. Risikobegrenzung

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Umwelt-
schäden aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzula-
gern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum Um-
welthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen).

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeige-
pflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen
oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein
Gewässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologi-
sche Beschaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versi-
cherungsnehmer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum Um-
welthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen).

3. Betriebsstörung

3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschäden,
die unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallartigen, wäh-
rend der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetretenen
Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes des Versicherungs-
nehmers oder des Dritten sind (Betriebsstörung).

3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen
der Ziff. 1.1.2 Versicherungsschutz für Umweltschäden durch
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rah-
men der Ziff. 1.1.1 für Umweltschäden durch Lagerung, Verwen-
dung oder anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter i.
S. v. Ziff. 1.1.2. Versicherungsschutz besteht in den Fällen der
Sätze 1 und 2 ausschließlich dann, wenn der Umweltschaden auf
einen Konstruktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser
Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbrin-
gens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).

4. Leistungen der Versicherung

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen
Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme und
die Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Sa-
nierungs- und Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der Be-
hörde oder einem sonstigen Dritten.
Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechts-
kräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanie-
rung- und Kostentragung verpflichtet ist und der Versicherer
hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse oder Vergleiche, die vom
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abge-
geben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur,
soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich be-
standen hätte.
Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des Versi-
cherungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer
festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen
zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.

4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des
Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme
durch die Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig er-
scheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers
abzugeben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsver-
fahren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder Kostentragungs-
verpflichtungen gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versi-
cherer zur Verfahrens- und Prozessführung bevollmächtigt. Er
führt das Verwaltungsverfahren oder den Rechtsstreit im Namen
des Versicherungsnehmers.

4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens/ Um-
weltdeliktes, der/das eine unter den Versicherungsschutz fallende
Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge haben
kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsneh-
mer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der
Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm be-
sonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5. Versicherte Kosten

Versichert sind im Rahmen des in Ziff. 4.1 geregelten Leistungs-
umfangs nachfolgende Kosten einschließlich notwendiger Gut-
achter-, Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsver-
fahrens- und Gerichtskosten

5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürlichen
Lebensräumen oder Gewässern:

5.1.1 die Kosten für die primäre Sanierung, d. h. für Sanierungsmaß-
nahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder
beeinträchtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Aus-
gangszustand zurückversetzen;

5.1.2 die Kosten für die ergänzende Sanierung, d. h. für Sanierungs-
maßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen und/oder
Funktionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden soll,
dass die primäre Sanierung nicht zu einer vollständigen Wieder-
herstellung der geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder
Funktionen führt;

5.1.3 die Kosten für die Ausgleichssanierung, d. h. für die Tätigkeiten
zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Ressourcen
und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des
Schadens bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sa-
nierung ihre Wirkung vollständig entfaltet hat. Zwischenzeitliche
Verluste sind Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die
geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen ihre
ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere natürli-
che Ressourcen nicht erfüllen können, solange die Maßnahmen
der primären bzw. der ergänzenden Sanierung ihre Wirkung nicht
entfaltet haben;

5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens:
die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest si-
cherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrol-
liert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass der geschädigte
Boden unter Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädi-
gung gegebenen gegenwärtigen oder zugelassenen zukünftigen
Nutzung kein erhebliches Risiko einer Beeinträchtigung der
menschlichen Gesundheit mehr darstellt.



5.3 Die unter Ziff. 5.1 und 5.2 genannten Kosten für Umweltschäden,
die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers gemäß Ziff. 10.1
oder am Grundwasser gemäß Ziff. 10.2 eintreten, sind nur nach
besonderer Vereinbarung versichert.

6. Erhöhungen und Erweiterungen

6.1 Für Risiken der Ziff. 1.1.4 und 1.1.5 besteht kein Versicherungs-
schutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versicherungs-
schutz umfasst aber mengenmäßige Veränderungen von Stoffen
innerhalb der unter Ziff. 1.1.4 und 1.1.5 versicherten Risiken.

6.2 Für Risiken gemäß Ziff. 1.1.1 bis 1.1.3 umfasst der Versiche-
rungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies
gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versi-
cherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie
für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht unterliegen.

6.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des
versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass
neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvor-
schriften auf der Grundlage der EU-Umwelthaftungsrichtlinie
(2004/35/EG) handelt und diese nicht Vorschriften zur Versiche-
rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht zum Gegenstand haben.
Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den Vorausset-
zungen von Ziff. 15 kündigen.

7. Neue Risiken

7.1 Für Risiken gemäß Ziff. 1.1.1 bis 1.1.3, die nach Abschluss des
Vertrages neu entstehen, besteht Versicherungsschutz im Rahmen
des Vertrages.

7.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des
Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzei-
gen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung er-
folgen.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht
verstrichen war.

7.3 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen ange-
messenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die
Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach
Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungs-
schutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

7.4 Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß Ziff. 7.1
bis 7.3 gilt nicht für Risiken
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-,

Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zu-
lassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterlie-
gen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unter-

liegen;
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rah-

men von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern
sind.

8. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des Um-
weltschadens durch den Versicherungsnehmer, die zuständige Be-
hörde oder einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein.
Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits
Ursache oder Umfang des Schadens oder eine Pflicht zur Vor-
nahme von Sanierungsmaßnahmen erkennbar war.

9. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall
eingetreten ist,

(1) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.1, 1.1.4 und 1.1.5 nach
einer Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Drit-
ten - in den Fällen der Ziff. 3.2 auch nach behördlicher An-
ordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung;

(2) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.2 nach einer Betriebsstö-
rung bei Dritten - in den Fällen der Ziff. 3.2 auch nach be-
hördlicher Anordnung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung;

(3) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.3 nach einer Betriebsstö-
rung bei Dritten.

Aufwendungen des Versicherungsnehmers - oder soweit versi-
chert des Dritten gemäß (1) bis (3) - für Maßnahmen zur Ab-
wendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden
Umweltschadens. Die Feststellung der Betriebsstörung oder die
behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versiche-
rung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördli-
chen Anordnungen i. S. d. Ziff. 9.1 werden unter den dort ge-
nannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder
im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt wer-
den.

9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
- dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des
Betriebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzu-
zeigen und

- alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den
Umfang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist,
den Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu
mindern und

- auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen
behördliche Anordnungen einzulegen

oder
- sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten
Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für
Aufwendungen gemäß Ziff. 9 vereinbarten Gesamtbetrages nur
die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt,
etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz
etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwen-
dungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die
Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist.

9.5 Aufwendungen werden bis zu einem Gesamtbetrag von
100.000,00 Euro je Störung des Betriebes oder behördlicher An-
ordnung ersetzt. Diese Summe steht neben der Versicherungs-
summe gemäß Ziff. 11.1 zur Verfügung, ist aber zugleich die
Höchstersatzleistung des Versicherers für alle Aufwendungen ge-
mäß Ziff. 9 eines Versicherungsjahres.
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 250,00
Euro selbst zu tragen.

9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen - auch soweit
sie sich mit Aufwendungen i. S. v. Ziff. 9.1 decken - zur Erhal-
tung, Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von
Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemiete-
te, gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch
für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers standen, auch für solche, die der Versicherungs-
nehmer hergestellt oder geliefert hat.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten
Umweltschadens, falls nicht betroffene Betriebseinrichtungen,
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers beeinträch-
tigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzu-
ziehen.

10. Nicht versicherte Tatbestände

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt:



Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden,
unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen
Lebensräumen oder Gewässer haben oder eine Gefahr für die
menschliche Gesundheit darstellen,

10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des Versi-
cherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Versicherungs-
nehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepach-
tet, geliehen sind oder durch verbotene Eigenmacht erlangt wur-
den. Dies gilt auch, soweit es sich um dort befindliche geschützte
Arten oder natürliche Lebensräume handelt.

10.2 am Grundwasser.

10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder
seines Fließverhaltens.

10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind.

10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Be-
ginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in
Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert wa-
ren.

10.6 die im Ausland eintreten.

10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang
mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen,
verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den
Boden, in ein Gewässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt nicht,
soweit solche Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen.

10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in
Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen.

10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung
von Klärschlamm, Jauche, Gülle, Sickersäften, festem Stalldung,
Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmitteln, es
sei denn, dass diese Stoffe durch plötzliche und unfallartige Ereig-
nisse bestimmungswidrig und unbeabsichtigt in die Umwelt ge-
langen, diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt
werden oder in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz
des Versicherungsnehmers stehen.

10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse
zurückzuführen sind.

10.11 die zurückzuführen sind auf
(1) gentechnische Arbeiten,
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
(3) Erzeugnisse, die
- Bestandteile aus GVO enthalten
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Entsor-
gung von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche
Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzureichender Dekla-
ration oder an einem Ort, der nicht im erforderlichen Umfang
dafür behördlich genehmigt ist.

10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrich-
tungen zur Endablagerung von Abfällen.

10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch
eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursa-
chen.
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Was-
serfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder Be-
sitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen werden.
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.
Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an
einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahr-
zeug ist kein Gebrauch i. S. d. Bestimmung, wenn keine dieser
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
Für Risiken i. S. d. Ziff. 1.3 gilt dieser Ausschluss nicht.

10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch
eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie
als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in
Anspruch genommen werden.
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.
Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden
durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder
Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von
Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder
Raumfahrzeuge bestimmt waren;
- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen oder deren Teilen.

10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die
den Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von Geset-
zen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichte-
ten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem
Umweltschutz dienen, abweichen.

10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die
den Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst unter-
lassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der
Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisun-
gen für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen
oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen be-
wusst nicht ausführen.

10.18 durch Bergbaubetrieb i. S. d. BBergG.

10.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illega-
lem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen
von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch
höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt
haben.

10.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
richten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.

10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in
Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertraglicher
Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Verpflichtung
des Versicherungsnehmers hinausgehen.

10.23 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehören-
den, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden
sind. Es besteht jedoch Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob
fahrlässig gehandelt hat.

10.24 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.

11. Versicherungssumme/Maximierung/Serienschadenklausel/
Selbstbeteiligung

11.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen der Versicherungssum-
men der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung. Diese bilden
die Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch
dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt.
Diese Versicherungssumme wird auf die vorgenannte Versiche-
rungssumme der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung
angerechnet und bildet zugleich die Höchstersatzleistung des Ver-
sicherers für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

11.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angege-
bene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versiche-
rungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz



auf mehrere entschädigungs- oder ersatzpflichtige Personen er-
streckt.
Sämtliche Kosten gemäß Ziff. 5 werden auf die Versicherungs-
summe angerechnet.
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende
Versicherungsfälle durch
- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,
- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwir-
kungen auf die Umwelt,

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende
Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen den gleichen
Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher
Zusammenhang besteht oder

- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versi-
cherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle
als eingetreten gilt.

11.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von
den gemäß Ziff. 5 versicherten Kosten 250,00 Euro selbst zu tra-
gen. Der Versicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der
gesetzlichen Verpflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inan-
spruchnahme verpflichtet.

11.4 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines An-
spruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am
Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versiche-
rer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an
Kosten gemäß Ziff. 5 und Zinsen nicht aufzukommen.

11.5 Beruhen ein nach dieser Versicherung gedeckter Versicherungsfall
und ein nach einer für die Versicherung der Haftpflicht wegen
Schäden durch Umwelteinwirkung gedeckter Versicherungsfall
- auf derselben Ursache oder
- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwir-
kungen auf die Umwelt oder

- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende
Einwirkungen auf die Umwelt, bei gleicher Ursache und bei ei-
nem inneren, insbesondere sachlichen und zeitlichen Zusam-
menhang

so steht für diese Versicherungsfälle nicht die Summe beider Ver-
sicherungssummen, sondern bei gleichen Versicherungssummen
diese maximal einmal, ansonsten maximal die höhere Versiche-
rungssumme zur Verfügung.

12. Nachhaftung

12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder
dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündi-
gung des Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht
der Versicherungsschutz für solche Umweltschäden weiter, die
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aber
zum Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses
noch nicht festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:
- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an
gerechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaf-
tungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in
Höhe des unverbrauchten Teils der Versicherungssumme des
Versicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet.

12.2 Die Regelung der Ziff. 12.1 gilt für den Fall entsprechend, dass
während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versi-
chertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den
Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist.

13. Versicherungsfälle im Ausland

13.1 Versichert sind abweichend von Ziff. 10.6 im Umfang dieses Ver-
sicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-Umwelthaf-
tungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

13.1.1 die auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder eine
Tätigkeit im Inland i. S. d. Ziff. 1.1.1 bis 1.1.5 zurückzuführen
sind;

13.1.2 aus Anlass von Geschäftsreisen und/oder aus der Teilnahme an
Kongressen, Ausstellungen, Messen und Märkten, gemäß Ziff.
1.1.1;

13.1.3 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen
oder Teilen i. S. d. Ziff. 1.1.3 oder Erzeugnisse i. S. d. Ziff. 1.1.2
zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile oder Er-
zeugnisse ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

13.1.4 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung
von Anlagen oder Teilen i. S. d. Ziff. 1.1.3 zurückzuführen sind,
wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

13.1.5 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung,
Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziff. 1.1.1 zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.
Versicherungsschutz im Sinne der Ziff. 13.1 besteht insoweit
abweichend von Ziff. 1.1 auch für Pflichten oder Ansprüche
gemäß nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitglied-
staaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der
o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten.

13.2 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung im Ausland
belegener Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder
Vertriebsniederlassungen, Läger und dgl.

13.3 Zu Ziff. 13.1.3 bis 13.1.5 und - soweit vereinbart - Ziff. 13.2:
Nicht versichert sind Ansprüche und Pflichten zur ergänzenden
Sanierung und zur Ausgleichssanierung sowie zur Tragung der
damit in Zusammenhang stehenden Kosten (vgl. Ziff. 5.1.2 und
5.1.3).
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziff. 9
werden nicht ersetzt.

13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der
Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen
Währungsunion angehören, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut
angewiesen ist.

Ergänzende Bestimmungen

14. Kündigung nach Versicherungsfall

14.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

14.1.1 vom Versicherer eine Zahlung von Sanierungskosten geleistet
wurde oder

14.1.2 dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den
Versicherungsschutz fallenden Anspruch auf Erstattung der
Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten gerichtlich zuge-
stellt wird.
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spä-
testens einen Monat nach der Zahlung von Sanierungskosten
oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.

14.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

15. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder
Erlass von Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung beste-
hender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften (siehe Ziff. 6.3) ist
der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kün-
digungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von
dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von
der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

16. Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und
nach Eintritt eines solchen

16.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich nach
Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzeigen, auch wenn
noch keine Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche erhoben
wurden.



16.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer
jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über:
- seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Infor-
mation an die zuständige Behörde;

- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanie-
rung eines Umweltschadens gegenüber dem Versicherungsneh-
mer;

- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten
entstandenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung
oder Sanierung eines Umweltschadens;

- den Erlass eines Mahnbescheids;
- eine gerichtliche Streitverkündung;
- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder ge-
richtlichen Verfahrens.

16.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Ab-
wendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des
Versicherers sind zu befolgen, soweit es für den Versicherungs-
nehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Um-
stände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des
Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür ange-
forderten Schriftstücke übersandt werden.

16.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschä-
den sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustimmen.

16.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zu-
sammenhang mit Umweltschäden muss der Versicherungsnehmer
fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbe-
helfe einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

16.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren
wegen eines Umweltschadens hat der Versicherungsnehmer dem
Versicherer die Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle
des gerichtlichen Verfahrens beauftragt der Versicherer einen
Rechtsanwalt im Namen des Versicherungsnehmers. Der Versi-
cherungsnehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle
erforderlichen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterla-
gen zur Verfügung stellen.

17. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

17.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat,
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

17.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt,
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls be-
stehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraus-
setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hinge-
wiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz
bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob
der Versicherer ein ihm nach Ziff. 17.1 zustehendes Kündigungs-
recht ausübt.

18. Bestimmungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen
für die Haftpflichtversicherung (AHB)

Folgende Bestimmungen der AHB gelten auch für die

Umweltschadensversicherung:
- Ziff. 8 bis 15 (Beginn des
Versicherungsschutzes/Beitragszahlung)

- Ziff. 16 bis 18 und Ziff. 20 bis 22 (Dauer und Ende des
Vertrages/Kündigung)

- Ziff. 23 und 24 (Obliegenheiten)
- Ziff. 27 bis 33 (Weitere Bestimmungen)

Teil II - Zusatzbaustein 1

Versicherungsschutz für Zusatzbaustein 1 besteht nur, soweit dies bean-
tragt und im Versicherungsschein ausdrücklich dokumentiert wurde.

1. Umfang der Versicherung

Abweichend von Teil I Ziff. 10.1 besteht im Rahmen und im
Umfang der Umweltschadensversicherung Versicherungsschutz
auch für Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß
Umweltschadensgesetz
- an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, die sich
auf Grundstücken einschließlich Gewässern befinden, die im
Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, standen oder von
ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren;

- an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers steht,
stand oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen
ist oder war, soweit von diesem Boden Gefahren für die
menschliche Gesundheit ausgehen;
Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche für
Schäden an diesen Böden kann Versicherungsschutz im Rah-
men und Umfang dieses Vertrages und Teil III (Zusatzbaustein
2) vereinbart werden;

- an Gewässern, die im Eigentum des Versicherungsnehmers ste-
hen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder
geliehen sind oder waren.

Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Gewässer
handelt, die vom Versicherungsnehmer gemietet, geleast, gepach-
tet oder geliehen sind oder waren, findet Ziff. I 1.1 letzter Absatz
dann keine Anwendung, wenn der Versicherungsnehmer von ei-
ner Behörde in Anspruch genommen wird. Das Gleiche gilt,
wenn er von einem sonstigen Dritten auf Erstattung der diesem
auf der Grundlage des Umweltschadensgesetzes entstandenen
Kosten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts in Anspruch genommen wird.
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht
abweichend von Teil I Ziff. 6 und 7 kein Versicherungsschutz.

2. Nicht versicherte Tatbestände

Die in Teil I genannten Ausschlüsse finden auch für diesen Zu-
satzbaustein Anwendung.
Nicht versichert sind darüber hinaus

2.1 Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge eines auf
Grundstücken, die im Eigentum des Versicherungsnehmers ste-
hen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder gelie-
hen sind oder waren, eingetretenen Brandes, Blitzschlages, einer
Explosion, eines Anpralls oder Absturzes eines Flugkörpers, sei-
ner Teile oder seiner Ladung. Dies umfasst auch die Untersu-
chung oder den Austausch von Erdreich, ebenso den Transport
von Erdreich in eine Deponie und die Ablagerung oder Vernich-
tung von Erdreich.
Versicherungsschutz für derartige Kosten kann ausschließlich
über eine entsprechende Sach-/Feuerversicherung vereinbart wer-
den.

2.2 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die von unterirdischen
Abwasseranlagen (z. B. Kanalisation, Öl-, Benzin- oder Fettab-
scheider) ausgehen.

2.3 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz be-
anspruchen kann.



3. Versicherungssumme/Maximierung/Selbstbeteiligung

Versicherungsschutz besteht je Versicherungsfall und zugleich für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im Rahmen der
in Teil I (Grunddeckung) Ziff. 11 vereinbarten Versicherungs-
summe und der dort genannten Selbstbeteiligung.

Teil III - Zusatzbaustein 2

Versicherungsschutz für Zusatzbaustein 2 besteht nur, soweit dies bean-
tragt und im Versicherungsschein ausdrücklich dokumentiert wurde.

1. Umfang der Versicherung

Abweichend von Teil I Ziff. 10.1 und über den Umfang des Zu-
satzbausteins 1 des Teils II hinaus besteht im Rahmen und Um-
fang dieses Vertrages Versicherungsschutz für weitergehende
Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des Bodens wegen
schädlicher Bodenveränderungen gemäß Bundesbodenschutzge-
setz, wenn der Versicherungsnehmer Eigentümer, Mieter, Lea-
singnehmer, Pächter oder Entleiher des Bodens und Verursacher
des Schadens ist oder war.
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für
solche schädlichen Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge
einer plötzlichen und unfallartigen, während der Wirksamkeit des
Versicherungsvertrages eingetretenen Störung des bestimmungs-
gemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers sind. Teil I Ziff. 3.2
findet keine Anwendung.
Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, Pächter
oder Entleiher des Bodens ist oder war, findet Ziff. I 1.1 letzter
Absatz keine Anwendung.
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des
Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht
abweichend von Teil I Ziff. 6 und Ziff. 7 kein Versicherungs-
schutz.

2. Versicherte Kosten

In Ergänzung zu Teil I Ziff. 5.2 sind die dort genannten Kosten
für die Sanierung von Schädigungen des Bodens auch dann mit-
versichert, soweit von diesem Boden keine Gefahren für die
menschliche Gesundheit ausgehen.
Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der Versiche-
rungsnehmer nach einer Betriebsstörung
- aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste oder
- diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer aufge-
wendet wurden.

3. Nicht versicherte Tatbestände

3.1 Nicht versichert sind Kosten i. S. d. Ziff. 2, soweit die Schädigung
des Bodens des Versicherungsnehmers Folge einer Betriebsstö-
rung beim Dritten ist.

3.2 Die in den Teilen I und II enthaltenen Ausschlüsse finden auch
für diesen Zusatzbaustein Anwendung.

4. Versicherungssumme/Maximierung/Selbstbeteiligung

Versicherungsschutz besteht je Versicherungsfall und zugleich für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im Rahmen der
in Teil I (Grunddeckung) Ziff. 11 vereinbarten Versicherungs-
summe und der dort genannten Selbstbeteiligung.



(Umwelthaftpflicht-Basisversicherung)
der Betriebs-Haftpflichtversicherung für land- und forstwirtschaftliche Betriebe
der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen
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Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB - im Rahmen
und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden
durch Umwelteinwirkung, wenn diese Umwelteinwirkung nicht von
Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, die unter
Ziff. 2 fallen.
Mitversichert sind gemäß Ziff. 2.1 AHB Vermögensschäden aus der
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und
ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder
-befugnissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt.

1.2 Die in den Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen zur
Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung dieses Vertrages enthalte-
nen Vereinbarungen gelten - soweit nicht ausdrücklich etwas anderes
bestimmt ist - auch im Rahmen der Umwelthaftpflicht-Basisversiche-
rung.

1.3 Eingeschlossen sind im Umfang der Deckung gem. Ziff. 1.1
- teilweise abweichend von Ziff. 7.14 AHB - gesetzliche Haftpflichtan-
sprüche wegen Sachschäden, welche durch Abwässer entstehen.

1.4 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei
ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang
mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewäs-
ser) gelangen, ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.
Der Versicherungsschutz bezieht sich jedoch nicht auf die Verwendung
von Klärschlamm, Jauche, Gülle, Sickersäften, festem Stalldung, Pflan-
zenschutz- und Düngemitteln (siehe aber Ziff. 3.4).

1.5 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht we-
gen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Ab-
wässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

1.6 Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und der Ziff. 4 AHB - Vorsor-
geversicherung - finden für Risiken gemäß Ziff. 2.1 bis 2.5 und Ziff. 2
Abs. 3 keine Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken
bedarf insoweit besonderer Vereinbarung. Ziff. 3.1 (2) und 3.2 AHB
- Erhöhungen und Erweiterungen - finden ebenfalls keine Anwendung;
hiervon unberührt bleiben mengenmäßige Veränderungen von Stoffen
innerhalb versicherter Risiken.

2. Risikobegrenzung

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum Um-
welthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen).

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht
unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Einbringen
oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Ge-
wässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsneh-
mer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum Um-
welthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung).

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instand-
haltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziff. 2.1 bis 2.5 oder Teilen,
die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind (Umwelt-Regressri-
siko).
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3. Erweiterungen des Versicherungsschutzes

3.1 WHG-Anlagen
Abweichend von Ziff. 2.1 ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers aus der Lagerung von
- Sickersäften aus Silos sowie von Jauche und Gülle in Behältern

oder geschlossenen Gruben - nicht jedoch in Lagunen - auf dem
Betriebsgrundstück, wenn die Gesamtlagermenge 6.500.000 Liter
nicht übersteigt und die Stoffe im versicherten Betrieb angefallen
sind;

- festem Stalldung in Dungstätten auf dem Betriebsgrundstück, so-
fern der Dung im versicherten Betrieb angefallen ist;

- Düngemittel (fest und flüssig) bis 25.000 kg/l
- Gas mit einer Lagermenge von bis zu 3 Tonnen
- Mineralölen und Pflanzenölmethylester (Biodiesel) auf dem Be-

triebsgrundstück, wenn die gelagerte Gesamtmenge 25.000 Liter
nicht übersteigt und die Mineralöle sowie Pflanzenölmethylester
überwiegend für den versicherten Betrieb bestimmt sind;

- Nahrungs-, Genuss- und Futtermitteln, soweit die Lagerung im
Zusammenhang mit dem versicherten Betrieb steht und die Anlage
nicht nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Ge-
nehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegt;

- sonstigen gewässerschädlichen Stoffen (z. B. Pflanzenschutzmittel)
in Kleingebinden bis max. 250 kg/l je Einzelgebinde und einer Ge-
samtmenge von max. 2.000 kg/l.

3.2 Dreikammer-Kleinkläranlagen, Fett-, Benzin- und Ölabscheider
Abweichend von Ziff. 2.4 ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers als Inhaber oder Betreiber von
- Dreikammer-Kleinkläranlagen zur Entsorgung eigener häuslicher

Abwässer. Mitversichert ist die Entsorgung landwirtschaftlicher
Abwässer über diese Anlagen, soweit Art und Konzentration der
Schmutzstoffe denen häuslicher Abwässer entsprechen. Versiche-
rungsschutz besteht nur dann, wenn die behördlichen Auflagen
eingehalten wurden.

- Fettabscheidern;
- Benzin- oder Ölabscheidern.

3.3 Umwelt-Regressrisiko
Abweichend von Ziff. 2.6 ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage,
Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziff. 2.1
bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind,
wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlage ist.
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter den in
Ziff. 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, so-
fern Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen den Versiche-
rungsnehmer bestehen können.
Nicht versichert bleibt die Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Liefe-
rung, Montage, Demontage, Instandhaltung, Wartung und Rekultivie-
rung von Anlagen zur Endablagerung von Abfällen oder Teilen, die er-
sichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind.

3.4 Ausbringungsrisiko
Versichert ist - abweichend von Ziff. 1.4 - die gesetzliche Haftpflicht
aus der erlaubten Ausbringung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, Sik-
kersäften, festem Stalldung sowie Pflanzenschutz- und Düngemitteln,
wenn diese Stoffe

- durch plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und
unbeabsichtigt in die Umwelt (Boden, Luft, Gewässer) gelangen
oder

- durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden oder
- in andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des Versiche-

rungsnehmers stehen
und kein Versicherungsschutz über eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtver-
sicherung besteht.

4. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - die nachprüfba-
re erste Feststellung des Personenschadens (Tod, Verletzung oder Ge-
sundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung oder
Vernichtung von Sachen) oder eines gemäß Ziff. 1.1 dieser Bedingun-
gen mitversicherten Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen
sonstigen Dritten oder den Versicherungsnehmer.
Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetreten sein.

Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ur-
sache oder Umfang des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung
von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall ein-
getreten ist,
- nach einer Störung des Betriebes
oder
- aufgrund behördlicher Anordnung
Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Ab-
wendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Per-
sonen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 dieser Bedingungen mitversicherten
Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung des Betriebes oder
die behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit der Versiche-
rung fallen, wobei maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der
Ziff. 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen unbescha-
det der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versi-
cherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde
ausgeführt werden.

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
- dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Be-

triebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen
und

- alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Um-
fang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den
Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern
und

- auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen be-
hördliche Anordnungen einzulegen

oder
- sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genannten
Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Auf-
wendungen gemäß Ziff. 5 vereinbarten Gesamtbetrages nur die not-
wendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genannten
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwai-
ge über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen
hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der
Versicherungsnehmer.
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz et-
waiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen
hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der
Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamt-
betrag von 100.000,00 Euro je Störung des Betriebes oder behördlicher
Anordnung ersetzt. Dieser Betrag steht je Versicherungsjahr maximal
zweimal zur Verfügung.
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen einen Selbstbe-
halt (siehe Ziff. 7.3) zu tragen.
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so
werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den
Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei
denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahres-
höchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzlei-
stung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat.

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit
sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziff. 5.1 decken - zur Erhal-
tung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung
von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete,
gepachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für sol-
che, die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers
standen.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach-
oder gemäß Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensschadens, falls Be-
triebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungsneh-
mers, die von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind,



beeinträchtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind
abzuziehen.

6. Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden
sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe
verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder
durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen.
Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes
beruhen.

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeid-
bare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen ent-
stehen.
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt,
dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenur-
sächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzel-
falles die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste.

6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden.
Dies gilt nicht, sofern der unmittelbare Vorversicherer des Umwelt-
haftpflichtrisikos ausschließlich wegen Ablaufs der Nachhaftungsdauer
analog Ziff. 8.1 dieser Bedingungen keine Deckung zu gewähren hat.
Nachweispflichtig hierfür ist der Versicherungsnehmer. Alle derartigen
Versicherungsfälle werden ausschließlich dem ersten Versicherungsjahr
dieses Vertrages zugeordnet.

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Versi-
cherungsverträge (unabhängig von dem Umfang und der Höhe der
Deckung durch diese früheren Verträge) Versicherungsschutz besteht
oder hätte beantragt werden können.

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der Versi-
cherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grund-
stücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits
von einer Umwelteinwirkung betroffen waren.

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von
Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige
Leistungen entstehen, nachdem der Versicherungsnehmer die Erzeug-
nisse in den Verkehr gebracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die
Leistungen ausgeführt hat (Produkthaftpflicht).
Für das Umwelt-Regressrisiko gemäß Ziff. 3.3 gilt dieser Ausschluss
insoweit nicht, siehe aber Ziff. 3.3 Abs. 3.

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer
hergestellte oder gelieferte Abfälle entstehen, nachdem der Versiche-
rungsnehmer diese in den Verkehr gebracht hat.

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie be-
wusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem
Umweltschutz dienen, abweichen.

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es be-
wusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand
der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen
für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen
zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen.

6.11 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten.

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lager-
stätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

7. Versicherungssummen/Serienschadenklausel/Selbstbeteiligung

7.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen der Versicherungssum-
men der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung. Diese bilden die
Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige
Personen erstreckt.

7.2 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung und/oder der
Nachhaftungszeit gemäß Ziff. 8 eintretende Versicherungsfälle
- durch dieselbe Umwelteinwirkung,
- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar

auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, wenn
zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher
und zeitlicher Zusammenhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als ein-
getreten gilt.
Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

7.3 Der Versicherungsnehmer hat
- bei jedem Versicherungsfall,
- bei Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
250,00 Euro selbst zu tragen.

8. Nachhaftung

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder
dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des
Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gemäß Ziff. 1.1 mitversi-
cherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirksamkeit der
Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des
Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender
Maßgabe:
- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom

Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an ge-
rechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit
im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses gel-
tenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres,
in dem das Versicherungsverhältnis endet.

8.2 Ziff. 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit
des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt,
mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten
Risikos abzustellen ist.

9. Versicherungsfälle im Ausland

9.1 In Ergänzung der für die Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversiche-
rung vereinbarten Bestimmungen zum Auslandsschutz besteht auch
Versicherungsschutz für im Ausland eintretende Versicherungsfälle, die
auf eine Umwelteinwirkung im Inland zurückzuführen sind.

9.2 Für Tätigkeiten im Ausland sowie für Planung, Herstellung oder
Lieferung von Anlagen oder Teilen gemäß Ziff. 3.3, die ersichtlich für
das Ausland bestimmt waren, richtet sich der Versicherungsschutz
ebenfalls nach den Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen
zur Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung. Zusätzlich gelten je-
doch folgende Einschränkungen:
- Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und Sach-

schäden, die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Störung des
bestimmungsgemäßen Betriebes sind. Ziff. 6.2 Abs. 2 findet keine
Anwendung.

- Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gem. Ziff. 5
werden nicht ersetzt.

- Nicht versichert sind Vermögensschäden aus der Verletzung von
Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und ausgeübten
Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befug-
nissen gem. Ziff. 1.1 Abs. 2.
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Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen

1. Versichertes Risiko

Versichert ist auf der Grundlage der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der fol-
genden Vereinbarungen die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers aus dem Betrieb einer
Land- und Forstwirtschaft (Viehwirtschaft, Feldfruchtanbau,
Forstwirtschaft) einschließlich Verkauf landwirtschaftlicher Pro-
dukte.

2. Versicherte Nebenrisiken

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers

2.1 aus der landwirtschaftlichen Tierhaltung, insbesondere Nutztier-
und Zuchttierhaltung (einschließlich Schäden durch gewollten
oder ungewollten Deckakt). Dies gilt nicht für Risiken der
Ziff. 5;

2.2 aus der Futtermittelerzeugung, sofern dafür keine Gewerbean-
meldung erforderlich ist;

2.3 aus dem Direktverkauf überwiegend eigener Erzeugnisse ab Hof
und auf Märkten sowie in Form des Aberntens durch den End-
verbraucher, soweit dies nicht innerhalb eines Handelsgeschäftes
oder Gewerbebetriebes geschieht und nicht der Gewerbesteuer-
pflicht unterliegt.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Aufbau, Unter-
haltung, Betrieb und Abbau der erforderlichen Marktstände und
dgl;

2.4 aus sonstigen Nebenbetrieben, die dem versicherten Betrieb die-
nen und sofern dafür keine Gewerbeanmeldung erforderlich ist;
auf Ziff. 4.18, 4.14, 4.15, 4.20 und 4.21 wird hingewiesen;

2.5 aus dem Betrieb von stationären Kraftquellen, die im versicherten
Betrieb Verwendung finden; für Biogas- und Photovoltaik- und
Windkraftanlagen siehe jedoch Ziff. 6.3 (Risikobegrenzungen);
mitversichert ist hierbei auch die Abgabe von Energie an Dritte;

2.6 aus der Durchführung selbst organisierter Hoffeste, z. B. Tag der
offenen Tür, einschließlich Bewirtung in eigener Regie (Zuberei-
tung und Ausgabe von Speisen und Getränken);

2.7 aus Schäden - auch Flurschäden (nicht bei Wanderschäfereien) -
anlässlich des Weidebetriebes, einschließlich Auf- und Abtrieb;

2.8 als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer
von Grundstücken (ausgenommen Luftlandeplätze), Gebäuden
oder Räumen (Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht), die für den
versicherten Betrieb oder für Wohnzwecke des Versicherungs-
nehmers und seiner Betriebsangehörigen benutzt werden oder von
Gebäuden oder Räumen, die Dritten vermietet, verpachtet oder
sonst wie überlassen werden.
Dies gilt auch für die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als früherer Besitzer gem. § 836 Abs. 2 BGB, wenn die
Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand.
Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude und
Räumlichkeiten auch die gesetzliche Haftpflicht des Insolvenzver-
walters in dieser Eigenschaft;

2.9 als Bauherr und Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten,
Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Erdarbeiten);

2.10 aus der Teilnahme an Kongressen, Ausstellungen, Messen und
Märkten.

3. Mitversicherte Personen

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

3.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicher-
ten Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, z. B.
Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Sicherheits- und Gefahrgutbe-
auftragte, der Beauftragten für Immissionsschutz, Strahlenschutz,

Gewässerschutz, Umweltschutz, Datenschutz und/oder Abfallbe-
seitigung in dieser Eigenschaft;

3.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen (hierzu gehören auch die
in den Betrieb des Versicherungsnehmers eingegliederten Mitar-
beiter fremder Unternehmen) für Schäden, die sie in Ausführung
ihrer dienstlichen Verrichtungen verursachen.
Versicherungsschutz für angestellte Reitlehrer besteht nur dann,
wenn die Mitversicherung ausdrücklich vereinbart wurde, siehe
insoweit Ziff. 5.7.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden,
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im
Betrieb des Versicherungsnehmers oder bei der Verrichtung vor-
übergehender betrieblicher Tätigkeiten auf einer gemeinsamen
Betriebsstätte gem. SGB VII handelt. Das Gleiche gilt für solche
Dienstunfälle gem. den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in
Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben
Dienststelle zugefügt werden.

3.3 Mitversichert ist ferner im Umfang von Ziff. 3 die persönliche
gesetzliche Haftpflicht der aus den Diensten des Versicherungs-
nehmers ausgeschiedenen - ehemaligen - gesetzlichen Vertreter
des Versicherungsnehmers und der sonstigen Betriebsangehörigen
aus ihrer früheren Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.

4. Erweiterungen des Versicherungsschutzes

4.1 Abhandenkommen von fremden, berufsbezogenen Schlüsseln und
Codekarten

Eingeschlossen ist - entsprechend Ziff. 2.2 AHB und abweichend
von Ziff. 7.6 und 7.7 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem
Abhandenkommen von fremden, berufsbezogenen Schlüsseln
(auch General-/ Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage)
und Codekarten, die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versi-
cherten befunden haben.
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswech-
selung von Schlössern und Schließanlagen sowie für vorüberge-
hende Sicherungsmaßnahmen (Notschloss) und einen Objekt-
schutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem
der Verlust des Schlüssels oder der Codekarte festgestellt wurde.
Soweit andere Versicherungen bestehen (z. B. Privat-Haftpflicht-
versicherungen), wird Versicherungsschutz nur dann geboten,
wenn und soweit der andere Versicherer für den entstandenen
Schaden nicht einzutreten hat.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus
- allen sonstigen Folgeschäden eines Schlüssel- oder Codekarten-
verlustes (z. B. wegen Einbruchs);

- dem Verlust von Schlüsseln und Codekarten für Tresore, Mö-
bel und sonstige bewegliche Sachen.

4.2 Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und Besu-
chern

Eingeschlossen ist - entsprechend Ziff. 2.2 AHB und abweichend
von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden aus Abhandenkommen von Sachen
der Betriebsangehörigen (Belegschaftshabe) und Besuchern und
alle sich daraus ergebenden Folgeschäden.
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen des
Versicherungsnehmers oder des Geschädigten besteht (z. B. Ein-
bruch-Diebstahl-, Kaskoversicherung), wird Versicherungsschutz
nur dann geboten, wenn und soweit der andere Versicherer für
den entstandenen Schaden nicht einzutreten hat.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Abhandenkommen
von Geld, Wertpapieren, Sparbüchern, bargeldlosen Zahlungs-
mitteln (z. B. Kredit-/EC-Karten, Schecks), Urkunden, Schmuck-
sachen und Kostbarkeiten.

4.3 Abwässerschäden, Erdrutschungen, Überschwemmungen

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.14 AHB - Haft-
pflichtansprüche aus Sachschäden, die entstehen
- durch Abwässer (mit Ausnahme von Gewässerschäden);
- durch Erdrutschungen. Dies gilt jedoch nicht für das Bauher-
renrisiko gem. Ziff. 2.9;

- durch Überschwemmungen stehender und fließender Gewässer.



4.4 Ansprüche mitversicherter Personen untereinander und Ansprüche
der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers

4.4.1 Eingeschlossen sind - teilweise abweichend von Ziff. 7.4 (3)
AHB - Haftpflichtansprüche mitversicherter Personen unterein-
ander wegen
- Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfälle
oder Berufskrankheiten im Sinne des Sozialgesetzbuches Teil
VII handelt;

- Sachschäden.

4.4.2 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.5 AHB - Ansprüche
der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und ihrer
Angehörigen, wenn der Schaden durch einen Umstand verursacht
wird, für den der betreffende gesetzliche Vertreter nicht persönlich
verantwortlich ist.

4.5 Auslandsschäden

4.5.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im Ausland
vorkommender Schadenereignisse
- aus Anlass von Geschäftsreisen und/oder aus der Teilnahme an
Kongressen, Ausstellungen, Messen und Märkten;

- durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der
Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern las-
sen;

- aus sonstigen Tätigkeiten im Inland oder europäischen Aus-
land;

- durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins europä-
ische Ausland geliefert hat oder hat liefern lassen.

Ausgeschlossen bleibt die Haftpflicht für im Ausland belegene
Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen,
Läger und dgl. sowie eine Erweiterung des Exports oder sonstiger
Tätigkeiten auf Länder außerhalb Europas.

4.5.2 Nicht versichert sind Ansprüche
- aus Arbeitsunfällen, wenn sie im Rahmen einer Sozialversiche-
rung oder einer sonstigen speziellen Versicherungsform für Ar-
beitsunfälle versichert werden können. Versichert sind im Rah-
men dieses Vertrages jedoch gesetzliche Regressansprüche der
ausländischen Träger solcher Versicherungen - mit Ausnahme
französischer Sozialversicherungsträger;

- wegen Berufskrankheiten von Personen, die vom Versiche-
rungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durch-
führung von Arbeiten betraut worden sind. Eingeschlossen
bleiben jedoch Haftpflichtansprüche wegen Berufskrankheiten,
die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches Teil VII unter-
liegen (siehe Ziff. 7.9 AHB).

4.5.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend
von Ziff. 6.5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssummen
angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Auf-
wendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei
oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst
entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des
Versicherers entstanden sind.

4.5.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der
Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen
Währungsunion angehören, gelten die Verpflichtungen des Versi-
cherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei
einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut
angewiesen ist.

4.6 Bearbeitungsschäden

4.6.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus Schäden, die an fremden Sachen
- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind;

- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese
Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen
Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche
und dgl.) benutzt hat;

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmit-
telbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben,

sowie aus allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
Für unbewegliche Sachen oder Teile von ihnen, die nicht unmit-
telbar von der Tätigkeit oder Benutzung betroffen waren oder
sich nicht im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit be-
funden haben, verbleibt es bei den allgemeinen Regeln für die
Versicherung von Sachschäden.

4.6.2 Versicherungsschutz gem. Ziff. 4.6.1 besteht auch für Schäden an
solchen Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Repara-
tur oder zu sonstigen Zwecken befinden oder befunden haben.
Auf Ziff. 4.6.6 wird hingewiesen.
Soweit andere Versicherungen bestehen (insbesondere Sachversi-
cherungen), wird Versicherungsschutz nur dann geboten, wenn
und soweit der andere Versicherer für den entstandenen Schaden
nicht einzutreten hat.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen Bearbei-
tungsschäden an solchen Sachen, die sich beim Versicherungsneh-
mer zur Lohnbe- oder -verarbeitung oder zur Lohnveredelung
befinden oder befunden haben.

4.6.3 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB finden Ziff. 4.6.1 und 4.6.2
auch dann Anwendung, wenn es sich um Schäden durch Umwelt-
einwirkung handelt. In diesem Falle besteht kein Versicherungs-
schutz über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form
1.20.333).

4.6.4 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und der
Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten
oder Sachen) bleiben bestehen.

4.6.5 Der Versicherungsschutz für Be- und Entladeschäden, Leitungs-
schäden sowie für Schäden an Pensionstieren richtet sich aus-
schließlich nach den Ziff. 4.7, 4.10 und 5.6.

4.6.6 Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt die
Höchstersatzleistung für Bearbeitungsschäden gem. Ziff. 4.6.2 je
Versicherungsfall 50.000,00 Euro, begrenzt auf 100.000,00 Euro
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

4.7 Be- und Entladeschäden

4.7.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - die gesetzli-
che und die der Deutschen Bahn AG oder sonstigen Bahnbetrie-
ben gegenüber vertraglich übernommene Haftpflicht wegen der
Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen, Containern so-
wie der Ladung durch/oder beim Be- und Entladen und alle sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.
Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungs-
schutz, wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben auf
Land- oder Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum
Zwecke des Be-/ und Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Contai-
ner selbst Gegenstand von Verkehrsverträgen (Fracht-, Spedi-
tions- oder Lagerverträgen) sind.
Für Schäden am Ladegut und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden besteht jedoch nur dann Versicherungsschutz,
wenn
- die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt ist;
- es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers bzw.
von ihm, in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Drit-
ten gelieferte Sachen handelt oder

- der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsnehmer
bzw. in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten
übernommen wird.

4.7.2 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB findet Ziff. 4.7.1 auch dann
Anwendung, wenn es sich um Schäden durch Umwelteinwirkung
handelt. In diesem Falle besteht kein Versicherungsschutz über
die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.333).

4.8 Ferien auf dem Bauernhof mit Betrieb einer Pension in eigener
Regie (einschließlich Verwahrungsrisiko) mit bis zu 15 Betten

Eingeschlossen ist die Beherbergung von Feriengästen (Ferien auf
dem Bauernhof) in eigener Regie, sofern dies einen Umfang von
15 Betten für Übernachtungsgäste nicht übersteigt. Sofern mehr
als 15 Betten zur Verfügung stehen, besteht Versicherungsschutz
gemäß Ziff. 4.8 nur aufgrund besonderer Vereinbarung.
Kein Versicherungsschutz besteht, wenn bereits bei Vertrags-
schluss Betten für mehr als 15 Gäste angeboten werden. Wird
dieser Umfang während der Vertragslaufzeit überschritten, be-
steht Versicherungsschutz für Erhöhung des versicherten Risikos
gemäß Ziff. 3.1 AHB (Erhöhungen und Erweiterungen).



4.8.1 Eingeschlossen ist - entsprechend Ziff. 2.2 AHB und abweichend
von Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus
Beschädigung, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen
(ausgenommen Kraftfahrzeuge, siehe insoweit aber Ziff. 4.8.2),
die von Beherbergungsgästen in den versicherten Betrieb einge-
bracht wurden. Zu den eingebrachten Sachen gehören auch auf-
bewahrte Sachen und solche, deren Aufbewahrung zu Unrecht
abgelehnt wurde.

4.8.2 Eingeschlossen ist - entsprechend Ziff. 2.2 AHB und abweichend
von Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 AHB - bei Gastgaragen und Einstell-
plätzen für Beherbergungsgäste die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers aus Beschädigung, Vernichtung, Entwen-
dung, Abhandenkommen oder unbefugtem Gebrauch
- der eingestellten Kraftfahrzeuge und deren Zubehör (ausge-
nommen Inhalt und Ladung);

- des in den eingestellten Kraftfahrzeugen befindlichen und für
den privaten Bedarf der Insassen bestimmten Reisegepäcks
(ausgenommen sonstiger Inhalt und Ladung), sofern sich das
Kraftfahrzeug in verschließbaren Garagen, in Hofräumen oder
umfriedeten Einstellplätzen befindet;

- der eingestellten Kraftfahrzeuge beim Bewegen auf dem Be-
triebsgrundstück und beim Zubringen oder Abholen außerhalb
des Betriebsgrundstücks.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis be-
nutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. Wenn der Versiche-
rungsnehmer diese Obliegenheit verletzt, gilt Ziff. 26 AHB
(Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten).

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherte), die das Kraftfahr-
zeug, dessen Zubehör oder Reisegepäck entwendet oder unbefugt
gebraucht haben.

4.9 Kraftfahrzeuge, Arbeitsmaschinen und Anhänger (nicht zulassungs-
und nicht versicherungspflichtig). Bei Lohnmaschinenbetrieben, für
die eine Gewerbeanmeldung erforderlich ist, soweit beantragt und
dokumentiert.

4.9.1 Mitversichert ist - abweichend von Ziff. 6.5 - die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem Halten und/oder
Gebrauch von nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichti-
gen Fahrzeugen innerhalb und außerhalb des Betriebsgeländes des
Versicherungsnehmers.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich insbesondere auf
- Kraftfahrzeuge aller Art mit einer Höchstgeschwindigkeit von
nicht mehr als 6 km/h,

- Hub- und Gabelstapler, und Arbeitsmaschinen mit einer
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 20 km/h,

- Anhänger.
Mitversichert ist auch das Befahren öffentlicher Wege, wenn dem
kein behördliches Verbot entgegensteht.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das
Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
Wenn der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit verletzt, gilt
Ziff. 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten).
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis be-
nutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der
nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat.

4.9.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Verleih der
unter Ziff. 4.9.1 genannten Fahrzeuge, Geräte und Maschinen an
Dritte.
Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des
Entleihers.

4.10 Leitungsschäden

4.10.1 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - Haft-
pflichtansprüche aus Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterir-
dische Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre und andere Leitun-
gen) sowie Frei- und/oder Oberleitungen und alle sich daraus
ergebenden Vermögensschäden.

4.10.2 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB findet Ziff. 4.10.1 auch
dann Anwendung, wenn es sich um Schäden durch Umweltein-
wirkung handelt. In diesem Falle besteht kein Versicherungs-
schutz über die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form
1.20.333).

4.10.3 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten
Arbeiten oder Sachen) bleiben bestehen.

4.11 Mietsachschäden an Räumen und Gebäuden

4.11.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden
an zu betrieblichen Zwecken, auch anlässlich von Geschäftsrei-
sen, gemieteten (nicht geleasten) und gepachteten Räumen und
Gebäuden und allen sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den. Dies gilt nicht für deren Einrichtung, für Produktionsan-
lagen und dgl. sowie für gemieteten Wohnraum und dessen
Einrichtung.

4.11.2 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB umfasst der Versiche-
rungsschutz der Ziff. 4.11 auch Schäden durch Umwelteinwir-
kung. In diesen Fällen besteht kein Versicherungsschutz über
die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.333).

4.11.3 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche
- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
- von natürlichen und juristischen Personen, die mit dem Ver-
sicherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern kapital-
und/oder personalmäßig verbunden sind;
- von Angehörigen der vorgenannten Personen und Angehöri-
gen des Versicherungsnehmers. Zum Kreis der Angehörigen:
siehe Ziff. 7.5 (1) Abs. 2 AHB;
- wegen Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspru-
chung sowie wegen sonstiger Schäden, die als zwangsläufige
Folge einer betrieblichen Tätigkeit eintreten können;
- wegen Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Aufzügen aller Art
und an Elektro- und Gasgeräten. Dies gilt nur, soweit der
Schaden auf eine Tätigkeit an diesen Sachen z. B. Bedienung,
Prüfung, Wartung, Reparatur oder auf ein Unterlassen sol-
cher Tätigkeiten zurückzuführen ist;
- wegen Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer
hiergegen besonders versichern kann.

4.11.4 Soweit andere Versicherungen bestehen (z. B. Gebäude- oder
Privat-Haftpflichtversicherungen), wird Versicherungsschutz
nur dann geboten, wenn und soweit der andere Versicherer für
den entstandenen Schaden nicht einzutreten hat.

4.12 Mietsachschäden an Arbeitsgeräten

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 AHB
- die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden an fremden Zugmaschi-
nen, selbstfahrenden Arbeitsmaschinen, Anhängern und sonstigen
Arbeitsgeräten - nicht jedoch an Kraftfahrzeugen anderer Art -,
die der Versicherungsnehmer kurzfristig, maximal für die Dauer
von 30 Tagen, zum Gebrauch im eigenen land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb, zur Nachbarschaftshilfe oder für einen über-
betrieblichen Maschineneinsatz gemietet oder geliehen hat.
Ziff. 6.5 findet insoweit keine Anwendung.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen:
- Schäden infolge Transportes;
- Schäden, die bei Feld- oder ähnlichen Arbeiten durch die Bo-
denbearbeitung entstehen (z. B. durch Steine oder andere im
oder auf dem Boden befindliche Sachen);

- Abnutzung oder Verschleiß;
- Schäden, die über den unmittelbaren Sachschaden hinausgehen,
z. B. Nutzungsausfall;

- Schäden, für die Versicherungsschutz über eine Kraftfahrt-
Haftpflicht-, Fahrzeug- oder Maschinenbruchversicherung be-
steht.



Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt die
Höchstersatzleistung je Versicherungsfall 60.000,00 Euro , be-
grenzt auf 120.000,00 Euro für alle Versicherungsfälle eines Ver-
sicherungsjahres.

4.13 Produkthaftpflichtschäden

Der Versicherungsschutz für Schäden durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen bestimmt sich nach Ziff. 11.

4.14 Schank-, Straußen- und Kranzwirtschaft

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem Betrieb einer Schankwirtschaft (ohne Speisen)
sowie Hecken-, Straußen-, Besen- und Kranzwirtschaft und der-
gleichen, soweit diese als Nebenbetrieb ausschließlich vom VN
und seinen Familienangehörigen betrieben werden.

4.15 Stellplatzvermietung

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus der Vermietung oder kostenlosen Überlassung von
bis zu 20 Stellplätzen für Wohnwagen, Sportboote, Strandkörbe
usw. im land-/ forstwirtschaftlichen Betrieb.
Sofern mehr als 20 Stellplätze zur Verfügung stehen, besteht
Versicherungsschutz gemäß Ziff. 4.15 nur aufgrund besonderer
Vereinbarung.
Kein Versicherungsschutz gemäß Ziff. 4.15 besteht, wenn bereits
bei Vertragsschluss mehr als 20 Stellplätze angeboten werden.
Wird dieser Umfang während der Vertragslaufzeit überschritten,
besteht Versicherungsschutz für Erhöhung des versicherten Risi-
kos gemäß Ziff. 3.1 AHB (Erhöhungen und Erweiterungen).
Eingeschlossen ist - auch abweichend von Ziff. 2 und Ziff. 7.7
AHB - die gesetzliche Haftpflicht wegen Zerstörung, Beschädi-
gung oder Abhandenkommen der eingestellten Sachen.
Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt die
Höchstersatzleistung je Versicherungsfall 30.000,00 Euro , be-
grenzt auf 60.000,00 Euro für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres.

4.16 Strahlenschäden

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.12 und/oder Ziff. 7.10
(b) AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus
- deckungsvorsorgefreiem Umgang mit radioaktiven Stoffen;
- Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Stör-
strahlern, Laser- und Masergeräten.

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche
- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbguts (Genom),
die ab der zweiten Generation eintreten;

- aus Schadenfällen von Personen, die - gleichgültig, für wen oder
in wessen Auftrag - aus beruflichem oder wissenschaftlichem
Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit
ausüben und hierbei energiereiche ionisierende Strahlen oder
Laserstrahlen in Kauf zu nehmen haben;

- gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der
den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlen-
schutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Ver-
fügungen oder Anordnungen verursacht hat.

Diese Erweiterung des Versicherungsschutzes gilt nicht für die
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.333).

4.17 Subunternehmerbeauftragung

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Beauftragung
fremder Unternehmen mit der Ausführung von Verrichtungen im
Interesse des versicherten Betriebes.
Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der
fremden Unternehmen und ihrer Betriebsangehörigen.

4.18 Vermögensschäden

4.18.1 Vermögensschäden aus der Verletzung von Datenschutz-
gesetzen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögens-
schäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen,
die während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind
aus der Verletzung von Datenschutzgesetzen durch Missbrauch
personenbezogener Daten.

4.18.2 Sonstige Vermögensschäden

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen sonstiger
Vermögensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB wegen Versi-
cherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung
eingetreten sind.
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden
- durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag
oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelie-
ferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen;
- aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prü-
fender oder gutachterlicher Tätigkeit;
- aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen;
- aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
- aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstal-
tung;
- aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing-
oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvor-
gängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und
Unterschlagung;
- aus Rationalisierung und Automatisierung;
- aus Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wiederherstel-
lung;
- aus Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer
Daten;
- der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und Namensrech-
ten, gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten sowie
des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;
- aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und
Kostenanschlägen;
- aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemaliges
oder gegenwärtiges Mitglied von Vorstand, Geschäftsführung,
Aufsichtsrat, Beirat oder anderen vergleichbaren Leitungs-
und Aufsichtsgremien oder Organen im Zusammenhang ste-
hen;
- aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördli-
chen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des
Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;
- aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld,
Wertpapieren und Wertsachen.
Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung (Form 1.20.333) keine Anwendung.

4.19 Vorsorgeversicherung

Abweichend von Ziff. 4.2 AHB gelten die für Personen- und
Sachschäden vereinbarten Versicherungssummen auch für die
Vorsorgeversicherung.
Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Ba-
sisversicherung (Form 1.20.333) keine Anwendung.

4.20 Unentgeltlicher Winterdienst

Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht aus der unentgeltli-
chen Übernahme von Winterdiensttätigkeiten auf privaten und
öffentlichen Wegen und Straßen, nicht jedoch für Bundes- und
Landesstraßen.

4.21 Lohnmaschinen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem Einsatz von Lohnmaschinen für Dritte zu fol-
genden Zwecken:
- Feld- und Forstarbeiten (auch Holzrückarbeiten),
- kommunale Landschaftspflege,
sofern hierfür keine Gewerbeanmeldung erforderlich ist. Auf Ziff.
6.5 und Ziff. 4.9 wird hingewiesen.
Teilweise abweichend von Ziff. 4.6 (Bearbeitungsschäden) sind
nicht versichert Schäden am Boden, Wasser (auch Gewässer) so-
wie an Pflanzen und Kulturen, die Gegenstand der Bearbeitung
sind.
Kein Versicherungsschutz besteht für Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit Hoch- oder Tiefbauarbeiten.
Soweit der Einschluss auch Schäden durch Umwelteinwirkung er-
fasst, besteht kein Versicherungsschutz über die Umwelthaft-
pflichtversicherung.



5. Besonders zu vereinbarende Erweiterungen des Versicherungs-
schutzes

Versicherungsschutz für die nachfolgend aufgeführten Risiken der
Ziff. 5.1 bis 5.7 besteht nur, soweit dies beantragt und ausdrück-
lich im Versicherungsschein dokumentiert ist:

5.1 Halten, Hüten und Verwenden von Hunden

5.2 Halten, Hüten und Verwenden von eigenen Reittieren (Pferde,
Maultiere, Esel usw.)

5.3 Vermietung und Verleih von Reittieren, auch Überlassung im Reit-
unterricht

5.4 Halten, Hüten und Verwenden von Tieren, die nicht zu den in der
Land- und Forstwirtschaft üblichen Nutztieren gehören

5.5 Verwendung von Fuhrwerken, Kutschen, Planwagen und Schlitten
zur gewerbsmäßigen Beförderung betriebsfremder Personen

5.6 Pensionstiere

5.6.1 Hüten und Verwenden von in Pension genommenen Tieren.
Nicht versichert bleibt die persönliche Haftpflicht der Halter die-
ser Tiere.

5.6.2 Schäden an in Pension genommenen Tieren
Eingeschlossen ist - auch abweichend von Ziff. 7.7 AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Schäden an in Pension genommenen
Tieren, soweit diese Schäden nicht durch oder anlässlich des Rei-
tens der Tiere eintreten.
Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt die
Höchstersatzleistung je Versicherungsfall 20.000,00 Euro be-
grenzt auf 40.000,00 Euro für alle Versicherungsfälle eines Versi-
cherungsjahres.

5.7 Beschäftigung angestellter Reitlehrer

6. Risikobegrenzungen

6.1 Nicht versicherte Risiken

Nicht versichert ist die Haftpflicht
- aus Besitz oder Betrieb von Öl-, Gas- oder Brennstoff-Pipeli-
nes;

- solcher Personen, die bei Besitz und Verwendung von feuerge-
fährlichen, giftigen oder explosiblen Stoffen den Schaden durch
bewusstes Abweichen von gesetzlichen, behördlichen, berufsge-
nossenschaftlichen oder sonstigen Sicherheitsvorschriften her-
beigeführt haben;

- wegen Schäden an Kommissionsware und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden;

- wegen Schäden an Immobilien, die in einem Umkreis von we-
niger als 150 m bei Sprengungen entstehen, und allen sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden sowie bei Abbruch- und
Einreißarbeiten wegen Sachschäden in einem Umkreis, dessen
Radius der Höhe des einzureißenden Bauwerks entspricht, und
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden;

- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive
oder exemplary damages;

- nach den Art. 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammen-
hang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des franzö-
sischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer
Länder;

- wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arznei-
mittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arzneimit-
tel, für die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft als
pharmazeutischer Unternehmer i.S.d. AMG eine Deckungs-
vorsorge zu treffen hat;

- aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Spreng-
stoffen oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken sowie aus
Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken;

- wegen Bergschäden (i.S.d. § 114 BBergG), soweit es sich han-
delt um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestand-
teilen und Zubehör; wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i.S.d.
§ 114 BBergG) durch schlagende Wetter-, Wasser- und Koh-
lensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen;

- wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, General-
streik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt für
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Natur-
kräfte ausgewirkt haben.

6.2 Bahnen

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Besitz oder Betrieb von
Bahnen zur Beförderung von Personen oder Sachen sowie aus der
selbständigen und nichtselbständigen Teilnahme am Eisenbahnbe-
trieb.

6.3 Biogasanlagen, Photovoltaikanlagen, Windkraftanlagen

Nicht versichert ist abweichend von Ziff. 2.5 die Haftpflicht aus
Errichtung und Betrieb von Biogasanlagen, die Haftpflicht aus
dem Betrieb von Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von
mehr als 500 kWp sowie die Haftpflicht aus dem Betrieb von
mehr als 3 Windkraftanlagen.

6.4 Inländische Versicherungsfälle vor ausländischen Gerichten

Für Ansprüche, die vor ausländischen Gerichten geltend gemacht
werden, gilt:
Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend
von Ziff. 6.5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme
angerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Auf-
wendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei
oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst
entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten auf Weisung des
Versicherers entstanden sind.

6.5 Kraft- und Wasserfahrzeuge

6.5.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht
- wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi-
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers verursachen (siehe jedoch Ziff. 4.9);

- wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversi-
cherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder
für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in
Anspruch genommen werden.

6.5.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz,
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

6.5.3 Eine Tätigkeit der in Ziff. 6.5.1 genannten Personen an einem
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger oder Wasserfahrzeug ist
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das
Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

6.6 Luftfahrzeuge

6.6.1 Nicht versichert und nur durch besonderen Vertrag versicherbar
ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer,
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte
Person durch den Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen
oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeuges in
Anspruch genommen werden.

6.6.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz,
so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

6.6.3 Nicht versichert und nur durch besonderen Vertrag versicherbar
ist die Haftpflicht aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung
von Luftfahrzeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit die
Teile ersichtlich für den Bau von Luftfahrzeugen oder den Ein-
bau in Luftfahrzeuge bestimmt waren;

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung,
Reparatur, Beförderung) an Luftfahrzeugen oder Luftfahr-
zeugteilen, und zwar wegen Schäden an Luftfahrzeugen, der
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und allen sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden sowie wegen sonstiger
Schäden durch Luftfahrzeuge.



6.7 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme an
Arbeits- oder Liefergemeinschaften, und zwar auch dann, wenn
sich der Haftpflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft selbst richtet.

6.7.1 Sind die Aufgaben nach Fachgebieten, Teilleistungen oder Bauab-
schnitten aufgeteilt, besteht Versicherungsschutz für Schäden, die
der Versicherungsnehmer verursacht hat, bis zu den vereinbarten
Versicherungssummen.

6.7.2 Sind die Aufgaben nicht nach Fachgebieten, Teilleistungen oder
Bauabschnitten aufgeteilt oder ist der schadenverursachende Ar-
beits- oder Liefergemeinschaftspartner nicht zu ermitteln, so tritt
der Versicherer bis zur vereinbarten Versicherungssumme für den
Anteil am Schaden ein, der der prozentualen Beteiligung des Ver-
sicherungsnehmers an der Arbeits- oder Liefergemeinschaft ent-
spricht. Dabei ist es unerheblich, welcher Partnerfirma die scha-
denverursachenden Personen oder Sachen (Arbeitsmaschinen,
Baugeräte, Baumaterialien usw.) angehören.

6.7.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche we-
gen Schäden an den von den einzelnen Partnern in die Arbeits-
oder Liefergemeinschaft eingebrachten oder von der Arbeits- oder
Liefergemeinschaft beschafften Sachen und allen sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden, gleichgültig, von wem die Schäden
verursacht wurden.

6.7.4 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft untereinander sowie Ansprüche der
Arbeits- oder Liefergemeinschaft gegen die Partner und umge-
kehrt.

6.7.5 Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb der
vereinbarten Versicherungssummen über Ziff. 6.6.2 hinaus für
den Fall, dass über das Vermögen eines Partners das Insolvenz-
verfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt
worden ist und für diesen Partner wegen Nichtzahlung seines
Beitrages kein Versicherungsschutz besteht. Ersetzt wird der dem
Versicherungsnehmer zugewachsene Anteil, soweit für ihn nach
dem Ausscheiden des Partners und der dadurch erforderlichen
Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

6.7.6 Versicherungsschutz im Rahmen der Ziff. 6.7.1 bis 6.7.4 besteht
auch für die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst.

6.8 Sanktionsklausel

Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen -
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch
für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embar-
gos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika im Hinblick
auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder
deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

7. Versehensklausel

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf versehentlich
nicht gemeldete, nach Beginn der Versicherung eingetretene Risi-
ken, die im Rahmen des versicherten Betriebes liegen und weder
nach den Allgemeinen noch Besonderen Bedingungen des Vertra-
ges von der Versicherung ausgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, sobald er sich des Ver-
säumnisses bewusst geworden ist, unverzüglich die entsprechende
Anzeige zu erstatten und den danach zu vereinbarenden Beitrag
von Gefahreneintritt an zu entrichten.
Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt; diese Deckungserweiterung
findet für die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form
1.20.333) keine Anwendung.
Die Regelungen der Ziff. 7 gelten nicht für die Zusatzbedingungen
gemäß Ziff. 11 (vgl. Ziff. 11.3).

8. Nachhaftungsversicherung

Wird der Versicherungsvertrag allein aus Gründen der endgülti-
gen und völligen Betriebs- und/oder Produktions- und Lieferein-
stellung (nicht aus irgendwelchen anderen Gründen, wie z. B.
Änderung der Rechtsform, Kündigung durch einen der Vertrags-
partner) beendigt, besteht Versicherungsschutz im

Umfang dieses Vertrages bis zu fünf Jahren nach Vertragsbeen-
digung.
Die Nachhaftungsversicherung umfasst nach Beendigung des
Vertrages eintretende Versicherungsfälle, die durch eine betriebli-
che bzw. berufliche Tätigkeit vor diesem Zeitpunkt herbeigeführt
wurden.
Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungs-
zeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des un-
verbrauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungs-
jahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet.
Für Schäden durch Umwelteinwirkung richtet sich die Nachhaf-
tungsversicherung ausschließlich nach den Risikobeschreibungen
und Besonderen Bedingungen zur Umwelthaftpflicht-Basisversi-
cherung (Form 1.20.333).

9. Selbstbeteiligungen

9.1 Der Versicherungsnehmer hat von jedem
- Schaden durch Abwässer, Erdrutschungen, Überschwemmun-
gen gem. Ziff. 4.3;

- Schaden in den USA, den US-Territorien oder Kanada gem.
Ziff. 4.5.1 und/oder den damit zusammenhängenden Aufwen-
dungen des Versicherers für Kosten;

- Bearbeitungsschaden gem. Ziff. 4.6;
- Be- und Entladeschaden gem. Ziff. 4.7;
- Leitungsschaden gem. Ziff. 4.10;
- Mietsachschaden gem. Ziff. 4.11;
- Schaden an eingestellten Sachen gem. Ziff. 4.15;
- soweit mitversichert- Schaden an Pensionstieren gem Ziff.
5.6.2

250,00 Euro selbst zu tragen.

9.2 Der Versicherungsnehmer hat von jedem
- Schaden an gemieteten oder geliehenen Arbeitsgeräten gem.
Ziff. 4.12;

- Schaden im Rahmen der Produkthaftpflichtversicherung im
Sinne der Ziff. 11.4.2 bis 11.4.6

1.000,00 Euro selbst zu tragen.
Auf die Selbstbeteiligung für Schäden durch Umwelteinwirkung
gem. den Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen zur
Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.333) und zur
USV (Form 1.20.607) wird hingewiesen.

10. Privathaftpflichtversicherung

Versichert ist -soweit beantragt und im Versicherungsschein doku-
mentiert -

- bei Einzelpersonen oder Einzelunternehmen für den Versiche-
rungsnehmer;

- bei einer anderen Unternehmensform für die im Versicherungs-
schein und/oder seinen Nachträgen namentlich benannte Person

die Privathaftpflicht, soweit nicht durch eine andere Versicherung
für dieses Risiko Versicherungsschutz besteht.
Der Umfang des Versicherungsschutzes richtet sich nach den Ri-
sikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen für die Versi-
cherung der Haftpflicht privater Risiken im Rahmen der Betriebs-
und Berufshaftpflichtversicherung (Form 1.20.417).
Die Privathaftpflichtversicherung ist ein rechtlich selbständiger
Vertrag. Sie erlischt mit dem Ausscheiden der versicherten Person
aus dem Betrieb, spätestens jedoch mit Beendigung dieses Vertra-
ges.
Bei Umwandlung des Vertrages in eine Nachhaftungsversiche-
rung (Ziff. 8) entfällt die Mitversicherung der Privathaftpflicht-
versicherung; Versicherungsschutz für dieses Risiko muss dann
besonders beantragt werden.

11 Erweiterte Produkthaftpflichtversicherung

11.1 Gegenstand der Versicherung

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers für Personen-, Sach- und daraus entstandene weitere Schä-
den, soweit diese durch vom Versicherungsnehmer
- hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse;



- erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen
verursacht wurden.
Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem
der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Verkehr ge-
bracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die Leistungen ausgeführt
hat.

11.2 Versichertes Risiko

Der Versicherungsschutz bezieht sich auf den in der Betriebsbe-
schreibung gemäß Versicherungsschein/ Antrag genannten Pro-
duktions- und Tätigkeitsumfang.

11.3 Erhöhungen und Erweiterungen des Risikos; neue Risiken

Der Versicherungsnehmer hat
- wesentliche Erhöhungen oder Erweiterungen des Produktions-
oder Tätigkeitsumfanges gem. Ziff. 3.1 (2) AHB;

- Risiken, die nach Abschluss der Versicherung neu entstehen
(Vorsorgeversicherung gem. Ziff. 3.1 (3) und 4 AHB)

zwecks Vereinbarung neuer Beiträge und Überprüfung der Be-
dingungen abweichend von Ziff. 13.1 und 4.1 AHB unverzüglich
anzuzeigen.

11.4 Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungsschutzes

11.4.1 Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln infolge
Fehlens von vereinbarten Eigenschaften

Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von Ziff. 1.1, 1.2
und 7.3 AHB - auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzan-
sprüche Dritter im gesetzlichen Umfang wegen Personen-,
Sach- und daraus entstandener weiterer Schäden, wenn der
Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung mit seinem
Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner Erzeugnisse,
Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig einzu-
stehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.

11.4.2 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden

11.4.2.1 Eingeschlossen sind gesetzliche
Schadenersatzansprüche Dritter wegen der in Ziff. 11.4.2.2
genannten Vermögensschäden im Sinne von Ziff. 2.1 AHB
infolge Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die
durch eine aus tatsächlichen oder wirtschaftlichen Gründen
nicht trennbare Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung
von mangelhaft hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen
mit anderen Produkten entstanden sind. Erzeugnisse im Sinne
dieser Regelung können sowohl solche des Versicherungsneh-
mers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Ver-
sicherungsnehmers enthalten. Mängel bei der Beratung über
die An- oder Verwendung der vom Versicherungsnehmer
hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie Falschliefe-
rungen stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung
gleich.
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von
Ziff. 1.1, 1.2 und 7.3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang,
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung
mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensu-
nabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang
vorhanden sind.

11.4.2.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

11.4.2.2.1 der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte,
soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziff.
11.1 oder 11.4.1 besteht;

11.4.2.2.2 anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewen-
deter Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die mangel-
haften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers;

11.4.2.2.3 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zu-
mutbare Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder für ei-
ne andere Schadenbeseitigung. Der Versicherer ersetzt diese
Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis
der Gesamtprodukte (nach Nachbearbeitung oder anderer
Schadenbeseitigung) steht; Ziff. 11.5.2.7 bleibt unberührt;

11.4.2.2.4 weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangener Gewinn),
weil die Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem Preis-
nachlass veräußert werden können. Der Versicherer ersetzt
diese Vermögensnachteile in dem Verhältnis nicht, in dem

das Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers
zu dem Verkaufspreis steht, der bei mangelfreier Herstel-
lung oder Lieferung der Erzeugnisse des Versicherungsneh-
mers für die Gesamtprodukte zu erzielen gewesen wäre;
Ziff. 11.5.2.7 bleibt unberührt;

11.4.2.2.5 der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar
entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall, der aus
der Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. An-
sprüche wegen eines darüber hinausgehenden Schadens
durch den Produktionsausfall sind nicht versichert.

11.4.3 Weiterver- oder -bearbeitungsschäden

11.4.3.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Drit-
ter wegen der in Ziff. 11.4.3.2 genannten Vermögensschäden
im Sinne von Ziff. 2.1 AHB infolge Weiterverarbeitung oder
-bearbeitung mangelhaft hergestellter oder gelieferter Erzeug-
nisse, ohne dass eine Verbindung, Vermischung oder Verar-
beitung mit anderen Produkten stattfindet. Erzeugnisse im
Sinne dieser Regelung können sowohl solche des Versiche-
rungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse
des Versicherungsnehmers enthalten. Mängel bei der Bera-
tung über die An- oder Verwendung der vom Versicherungs-
nehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie
Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder
Lieferung gleich.
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von
Ziff. 1.1, 1.2 und 7.3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang,
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung
mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensu-
nabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang
vorhanden sind.

11.4.3.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

11.4.3.2.1 Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der
mangelhaften Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes für
die mangelhaften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers,
sofern die verarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse un-
veräußerlich sind;

11.4.3.2.2 Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zu-
mutbare Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder be-
arbeiteten Erzeugnisse oder für eine andere Schadenbeseiti-
gung. Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem Verhält-
nis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des Versi-
cherungsnehmers zum Verkaufspreis der weiterverarbeiteten
oder -bearbeiteten Erzeugnisse (nach Nachbearbeitung oder
anderer Schadenbeseitigung) steht; Ziff. 11.5.2.7 bleibt un-
berührt;

11.4.3.2.3 weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangener Gewinn),
weil die weiterverarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse
nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden
können. Der Versicherer ersetzt diese Vermögensnachteile
in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeug-
nisse des Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht,
der bei mangelfreier Herstellung oder Lieferung der Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers nach Weiterverarbei-
tung oder bearbeitung zu erwarten gewesen wäre; Ziff.
11.5.2.7 bleibt unberührt.

11.4.4 Aus- und Einbaukosten

11.4.4.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Drit-
ter wegen der in Ziff. 11.4.4.2 und 4.4.3 genannten Vermö-
gensschäden im Sinne von Ziff. 2.1 AHB infolge Mangelhaf-
tigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch den Einbau,
das Anbringen, Verlegen oder Auftragen von mangelhaft her-
gestellten oder gelieferten Erzeugnissen entstanden sind. Er-
zeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des
Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. Mängel bei
der Beratung über die An- oder Verwendung der vom Versi-
cherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse
sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung
oder Lieferung gleich.
Versicherungsschutz besteht insoweit auch - abweichend von
Ziff. 1.1, 1.2 und 7.3 AHB - für auf Sachmängeln beruhende
Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang,



wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Vereinbarung
mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensu-
nabhängig einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang
vorhanden sind.

11.4.4.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

11.4.4.2.1 Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht
jedoch von deren Einzelteilen), d. h. Kosten für das Aus-
bauen, Abnehmen, Freilegen oder Entfernen mangelhafter
Erzeugnisse und das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder
Auftragen mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Pro-
dukte Dritter. Vom Versicherungsschutz ausgenommen
bleiben die Kosten für die Nach- und Neulieferung mangel-
freier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter;

11.4.4.2.2 Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder
mangelfreier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an den
Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versiche-
rungsnehmers. Sind die Kosten für den direkten Transport
vom Versicherungsnehmer bzw. vom Dritten zum Ort des
Austausches geringer als die Kosten des Transportes vom
Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versiche-
rungsnehmers zum Ort des Austausches, sind nur die Ko-
sten des Direkttransportes versichert.

11.4.4.3 Ausschließlich für die in Ziff. 11.4.4.2 genannten Kosten be-
steht in Erweiterung der Ziff. 11.4.4.1 und insoweit abwei-
chend von Ziff. 1.1 und 1.2 AHB Versicherungsschutz auch
dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur
Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels des Erzeug-
nisses des Versicherungsnehmers von diesem oder seinem
Abnehmer aufgewendet werden.

11.4.4.4 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn

11.4.4.4.1 der Versicherungsnehmer die mangelhaften Erzeugnisse
selbst eingebaut oder montiert hat oder in seinem Auftrag,
für seine Rechnung oder unter seiner Leitung hat einbauen
oder montieren lassen; dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass die Mangelhaftigkeit nicht aus
dem Einbau, der Montage oder Montageleitung, sondern
ausschließlich aus der Herstellung oder Lieferung resultiert;

11.4.4.4.2 sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß Ziff.
11.4.4.1 bis 11.4.4.3 auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen
von Kraft-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen beziehen, so-
weit diese Erzeugnisse im Zeitpunkt der Auslieferung durch
den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte Dritte
ersichtlich für den Bau von oder den Einbau in Kraft-,
Schienen- oder Wasserfahrzeugen bestimmt waren;

11.4.4.4.3 Ziff. 11.5.2.7 bleibt unberührt.

11.4.5 Prüf- und Sortierkosten

Besteht Versicherungsschutz nach den vorangehenden Ziff.11.
4.2 ff., gilt:

11.4.5.1 Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche Drit-
ter wegen der in Ziff. 11. 4.6.2 und 11.4.6.3 genannten Ver-
mögensschäden infolge der Überprüfung von Produkten der
Dritten auf Mängel, wenn die Mangelhaftigkeit einzelner
Produkte bereits festgestellt wurde und aufgrund ausreichen-
den Stichprobenbefundes oder sonstiger nachweisbarer Tatsa-
chen gleiche Mängel an gleichartigen Produkten zu befürch-
ten sind. Die Überprüfung muss der Feststellung dienen, wel-
che der Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich mangelhaft
sind und bei welchen dieser Produkte die nach den Ziff. 11.4.2
ff. versicherten Maßnahmen zur Mangelbeseitigung erforder-
lich sind. Produkte im Sinne dieser Regelung sind solche, die
aus oder mit Erzeugnissen des Versicherungsnehmers herge-
stellt, be- oder verarbeitet wurden.

11.4.5.2 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen
Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangelverdacht.
Zur Überprüfung gehört auch ein notwendiges Vorsortieren
zu überprüfender und Aussortieren von überprüften Produk-
ten sowie das infolge der Überprüfung erforderliche Umpak-
ken der betroffenen Produkte.

11.4.5.3 Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung der
Produkte mit Mangelverdacht zuzüglich der nach Ziff. 11. 4.2
ff. gedeckten Kosten auf Basis der festgestellten oder nach
objektiven Tatsachen anzunehmenden Fehlerquote höher
sind, als die nach Ziff. 11.4.2 ff. gedeckten Kosten im Falle
der tatsächlichen Mangelhaftigkeit aller Produkte mit Man-
gelverdacht, so beschränkt sich der Versicherungsschutz auf
die Versicherungsleistungen nach Ziff. 11.4.2 ff. In diesem

Falle oder wenn eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur
durch Zerstörung des Produktes möglich ist, bedarf es keines
Nachweises, dass die Produkte mit Mangelverdacht tatsäch-
lich Mängel aufweisen. Ist eine Feststellung der Mangelhaf-
tigkeit nur nach Ausbau der Erzeugnisse möglich und wäre
bei tatsächlicher Mangelhaftigkeit der Austausch dieser Er-
zeugnisse die notwendige Mangelbeseitigungsmaßnahme nach
Ziff. 11.4.4, so beschränkt sich der Versicherungsschutz
ebenfalls auf die Versicherungsleistungen nach Ziff. 11.4.4.
Auch in diesem Fall bedarf es keines Nachweises, dass die
Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel aufweisen.

11.4.5.4 Ausschließlich für die in Ziff. 11.4.6.2 und 11.4.6.3 genannten
Kosten besteht in Erweiterung der Ziff. 11.4.6.1 - und inso-
weit abweichend von Ziff. 1.1 und 1.2 AHB - Versicherungs-
schutz auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen
Pflicht zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels
des Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder
seinem Abnehmer aufgewendet werden.

11.4.5.5 Auf Ziff. 11.5.2.8 wird hingewiesen.

11.5 Risikoabgrenzungen

11.5.1 Nicht versichert sind

11.5.1.1 Ansprüche, soweit diese nicht in Ziff. 11. 4 ausdrücklich mit-
versichert sind
- auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvor-
nahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der
Leistung;
- wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbesse-
rung durchführen zu können;
- wegen des Ausfalles der Nutzung des Vertragsgegenstandes
oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung
geschuldeten Erfolges;
- auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf
ordnungsgemäße Vertragserfüllung;
- auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der
Leistung;
- wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen.
Dies gilt auch dann, wenn es sich um gesetzliche Ansprüche
handelt.

11.5.1.2 im Rahmen der Versicherung gem. Ziff. 11.4.2 ff. Ansprüche
wegen Folgeschäden (z. B. Betriebsunterbrechung oder Pro-
duktionsausfall), soweit diese nicht in den Ziff. 11.4.2 ff. aus-
drücklich mitversichert sind.

11.5.2 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind

11.5.2.1 Ansprüche aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertragli-
cher Haftungserweiterungen, soweit es sich nicht um im
Rahmen der Ziff. 11.4 versicherte Vereinbarungen bestimmter
Eigenschaften von Erzeugnissen, Arbeiten und Leistungen bei
Gefahrübergang handelt, für die der Versicherungsnehmer
verschuldensunabhängig im gesetzlichen Umfang einzustehen
hat;

11.5.2.2 Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, dass gelieferte Sa-
chen oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet sind (z.
B. Schäden aus der Verletzung von Patenten, gewerblichen
Schutzrechten, Urheberrechten, Persönlichkeitsrechten, Ver-
stößen in Wettbewerb und Werbung);

11.5.2.3 Ansprüche wegen Schäden gemäß Ziff. 7.8 AHB;

11.5.2.4 Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mit-
versicherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Ab-
weichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften so-
wie von schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen des
Auftraggebers herbeigeführt haben;

11.5.2.5 Ansprüche aus Sach- und Vermögensschäden durch Erzeug-
nisse, deren Verwendung oder Wirkung im Hinblick auf den
konkreten Verwendungszweck nicht nach dem Stand der
Technik oder in sonstiger Weise ausreichend erprobt waren.
Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den hergestell-
ten oder gelieferten Erzeugnissen weder in einem Funktions-
zusammenhang stehen noch deren bestimmungsgemäßer Ein-
wirkung unterliegen.



11.5.2.6 Ansprüche aus
- Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von
Luft- oder Raumfahrzeugen sowie von Teilen von Luft-
oder Raumfahrzeugen, soweit diese Teile im Zeitpunkt der
Auslieferung durch den Versicherungsnehmer oder von ihm
beauftragte Dritte ersichtlich für den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen sowie den Einbau in Luft- oder Raum-
fahrzeuge bestimmt waren;
- Tätigkeiten, (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überho-
lung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeu-
gen sowie Luft- oder Raumfahrzeugteilen.
Raumfahrzeuge, Raketen und Satelliten gelten als Luftfahr-
zeuge im Sinne dieser Bestimmungen.

11.5.2.7 Ansprüche wegen Kosten gemäß Ziff. 11.4.2.2.3, 11.4.3.2.2
und 11.4.4 sowie Ansprüche wegen Beseitigungs- bzw. Ver-
nichtungskosten im Rahmen der Ziff. 11.4.2.2.4 und
11.4.3.2.3, die im Zusammenhang mit einem Rückruf von
Erzeugnissen geltend gemacht werden.
Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche
des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten.
Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhende
Aufforderung des Versicherungsnehmers, zuständiger Behör-
den oder sonstiger Dritter an Endverbraucher, Endverbrau-
cher beliefernde Händler, Vertrags- oder sonstige Werkstät-
ten, die Erzeugnisse von autorisierter Stelle auf die angegebe-
nen Mängel prüfen, die gegebenenfalls festgestellten Mängel
beheben oder andere namentlich benannte Maßnahmen
durchführen zu lassen.

11.5.2.8 Ansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem Zusammen-
hang mit einer bovinen oder humanen spongiformen Enze-
phalopathie (BSE/HSE), einer Prionenerkrankung jedweder
Art oder der Creutzfeld-Jakob-Krankheit stehen.

11.5.2.9 Ansprüche i.S.d. Ziff. 11.4.2 ff. wegen gelieferter Sachen oder
Arbeiten, die nicht aus einer herkömmlichen landwirtschaftli-
chen Betriebsform stammen. Dies gilt insbesondere für Be-
triebe, die der Pflicht zur Gewerbeanmeldung unterliegen.
Auf Ziff. 3 der Besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen für Mast- und Zuchtbetriebe wird hingewiesen.

11.6 Zeitliche Begrenzung

11.6.1 Der Versicherungsschutz gemäß Ziff. 11.4.2 ff. umfasst die
Folgen aller Versicherungsfälle, die dem Versicherer nicht spä-
ter als drei Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertrages
gemeldet werden. Unberührt bleiben die vertraglichen Anzei-
geobliegenheiten.

11.6.2 Für Ansprüche nach Ziff. 11.4.2 ff. wegen Schäden durch Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers, die nicht früher als zwei
Jahre vor Inkrafttreten dieses Versicherungsvertrages ausgelie-
fert wurden, besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn dem
Versicherungsnehmer bei Inkrafttreten des Vertrages nicht be-
kannt war oder er nicht vermuten konnte, dass vor diesem
Zeitpunkt mangelhafte Erzeugnisse ausgeliefert bzw. mangel-
hafte Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht worden wa-
ren. Für Schäden in USA/US-Territorien oder Kanada besteht
kein Versicherungsschutz, soweit keine andere Vereinbarung
getroffen wurde.
Für Schäden durch Erzeugnisse, Arbeiten oder sonstige Lei-
stungen, die früher als zwei Jahre vor Vertragsbeginn ausgelie-
fert oder erbracht worden sind, besteht kein Versicherungs-
schutz.

11.7 Versicherungsfall und Serienschaden

11.7.1 Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Vertra-
ges eingetretene Schadenereignis gemäß Ziff. 1.1 AHB. Bei
Ziff. 11.4.4.3 und 11.4.6.4 ist es für den Versicherungsfall ab-
weichend von Ziff. 1.1 AHB unerheblich, dass es sich nicht um
Haftpflichtansprüche handelt.

11.7.2 Der Versicherungsfall tritt ein bei:

11.7.2.1 Ziff. 11.4.2 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung oder
Verarbeitung der Erzeugnisse;

11.7.2.2 Ziff. 11.4.3 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder verar-
beitung der Erzeugnisse;

11.7.2.3 Ziff. 11.4.4 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verlegens
oder Auftragens der Erzeugnisse.

11.7.3 Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages eintretende
Versicherungsfälle
- aus der gleichen Ursache, z. B. aus dem gleichen Konstruk-
tions-, Produktions- oder Instruktionsfehler, es sei denn, es
besteht zwischen den mehreren gleichen Ursachen kein inne-
rer Zusammenhang oder
- aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen
Mängeln behaftet sind,
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als in dem
Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser Versicherungsfäl-
le eingetreten ist.
Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

11.7.4 Wird der Vertrag durch Kündigung des Versicherers beendet,
besteht Versicherungsschutz auch für solche Einzelschaden-
ereignisse einer vor Vertragsende bereits laufender Serie, die
nach Vertragsende eintreten.

11.8 Versicherungssumme und Selbstbeteiligung

Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt die
Höchstersatzleistung für Schäden im Sinne der Ziff. 11.4.2 bis
11.4.6 je Versicherungsfall und zugleich für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres 300.000,00 Euro, soweit auf dem Ver-
sicherungsschein nichts anders dokumentiert ist.
Für die gemäß Ziff. 11 mitversicherten Personen- und Sachschä-
den gelten die im Übrigen zu diesem Vertrag vereinbarten Versi-
cherungssummen.
Die Selbstbeteiligung für Schäden im Sinne der Ziff. 11.4.2 bis
11.4.6 beträgt je Versicherungsfall 1.000,00 Euro. Siehe auch Ziff.
9.2.


